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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 Artikel Gegenstand 
1 Marktordnungsgesetz 2007 
2 Marktordnungs-Überleitungsgesetz 
3 Änderung des AMA-Gesetzes 1992 
4 Änderung des Weingesetzes 1999 
5 Änderung des Forstgesetzes 1975 
6 Änderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 1997 

Artikel 1 Artikel 1 
Abschnitt F 

Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen Bundesgesetz über die Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007 – 
MOG 2007) 

 1. Abschnitt 
Allgemeines 

§ 93. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung und Aufhebung von 
Vorschriften, wie sie in diesem Abschnitt enthalten sind, sind Angelegenheiten des 
Art. 10 B-VG. Die in diesem Abschnitt geregelten Angelegenheiten können 
unmittelbar von Bundesbehörden vollzogen werden 

Kompetenzgrundlage 
§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Änderung und 

Aufhebung von Vorschriften zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen sind Angelegenheiten des Art. 10 B-VG. Diese 
Angelegenheiten können unmittelbar von Bundesbehörden versehen 
werden. 
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 Ziele 

§ 2. Ziele dieses Bundesgesetzes sind 
 1. eine effiziente und effektive Durchführung und Abwicklung der 

gemeinsamen Marktorganisationen in Österreich sicherzustellen 
und 

 2. die im Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EGFL) gemäß Verordnung (EG) Nr. 1290/2005, ABl. 
Nr. L 201 vom 11.8.2005, S. 1 für die gemeinsame Agrarpolitik 
bereitgestellten Mittel umfassend auszuschöpfen. 

Gemeinsame Marktorgansiationen 
(2) Regelungen im Sinne dieses Abschnittes, ausgenommen Regelungen im 

Rahmen der Zuständigkeit nach § 96 Abs. 3, sind 
 1. die Bestimmungen des EG-Vertrages samt Protokollen, 
 2. die Bestimmungen in Verträgen, einschließlich der zu ihnen gehörigen Akte 

mit Protokollen, die auf Grund des EG-Vertrages zustande gekommen sind 
oder zu dessen Erweiterung, Ergänzung oder Durchführung oder zur 
Begründung einer Assoziation, Präferenz oder Freihandelszone 
abgeschlossen und rechtswirksam sind, 

 3. Rechtsakte des Rates oder der Kommission der Europäischen Union auf 
Grund oder im Rahmen der unter den Z 1 und 2 genannten Verträge sowie 
rechtsverbindliche Entscheidungen des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften 

Gemeinsame Marktorganisationen 
§ 3. (1) Gemeinschaftliches Marktordnungsrecht sind Regelungen 

(Abs. 2) auf dem Gebiet der gemeinsamen Marktorganisationen (Abs. 3).
(2) Regelungen im Sinne des Abs. 1 sind, jedoch mit Ausnahme 

von Regelungen im Rahmen der Zuständigkeit nach § 6 Abs. 3, 
 1. die Bestimmungen des EG-Vertrages samt Protokollen, 
 2. die Bestimmungen in Verträgen, einschließlich der zu ihnen 

gehörigen Akte mit Protokollen, die auf Grund des EG-
Vertrages zustande gekommen sind oder zu dessen Erweiterung, 
Ergänzung oder Durchführung oder zur Begründung einer 
Assoziation, Präferenz oder Freihandelszone abgeschlossen und 
rechtswirksam sind, 

 3. Rechtsakte des Rates oder der Kommission der Europäischen 
Union auf Grund oder im Rahmen der unter den Z 1 und 2 
genannten Verträge sowie rechtsverbindliche Entscheidungen 
des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaft. 

§ 94. (1) Gemeinsame Marktorganisationen im Sinne dieses Abschnittes sind 
Regelungen zur Schaffung und Durchführung der gemeinsamen Organisation der 
Agrarmärkte für die in Anhang II des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (EG-Vertrag) angeführten Erzeugnisse sowie sonstige 
Handelsregelungen (im folgenden: gemeinschaftliches Marktordnungsrecht). 

(3) Gemeinsame Marktorganisationen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind Regelungen zur Schaffung und Durchführung der 
gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte für die in Anhang I des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG-Vertrag), 
ABl. Nr. C 325 vom 24.12.2002, S. 33 angeführten Erzeugnisse, sonstige 
Handelsregelungen sowie Regelungen zu Direktzahlungen. 

(4) Auf Bundesgesetze zur Durchführung von in Abs. 2 genannten 
Regelungen sind die §§ 4, 5, 6, 13, 14, 15, 16, 19 bis 30 einschließlich 
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dazu erlassener Verordnungen anzuwenden, soweit in derartigen 
Bundesgesetzen nicht ausdrücklich anderes vorgesehen ist. 
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Marktordnungswaren 

§ 95. Marktordnungswaren im Sinne dieses Abschnittes sind die Erzeugnisse, 
die den gemeinsamen Marktorganisationen unterliegen, sowie die Erzeugnisse, für 
die in Ergänzung oder zur Sicherung einer gemeinsamen Marktorganisation 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 getroffen sind. 

Sonstige Begriffsbestimmungen 
§ 98. Im Sinne dieses Abschnittes sind 

 1 Interventionen: die Übernahme, Abgabe oder Verwertung von 
Marktordnungswaren durch Interventionsstellen; 

 2. Lizenzen: Ein- und Ausfuhrlizenzen sowie 
Vorausfestsetzungsbescheinigungen für Marktordnungswaren. 

Begriffsbestimmungen 
§ 4. Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 

 1. Marktordnungswaren: Erzeugnisse, die den gemeinsamen 
Marktorganisationen unterliegen, sowie die Erzeugnisse, für die 
in Ergänzung oder zur Sicherung einer gemeinsamen 
Marktorganisation Regelungen im Sinne des § 3 Abs. 2 
getroffen sind, 

 2. Direktzahlungen: Die in den Regelungen gemäß § 3 Abs. 2 im 
Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik als Direktzahlungen 
bezeichneten Zuwendungen und Vergünstigungen im Rahmen 
von Einkommensstützungsregelungen, ausgenommen 
Maßnahmen zur Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums. 

 3. Interventionen: die Übernahme, Abgabe oder Verwertung von 
Marktordnungswaren durch Interventionsstellen und 

 4. Lizenzen: Ein- und Ausfuhrlizenzen, Bescheinigungen sowie 
Vorausfestsetzungsbescheinigungen für Marktordnungswaren. 

Ein- und Ausfuhr 
§ 97. Soweit sich aus unmittelbar geltenden Regelungen im Sinne des § 94 

Abs. 2 nicht anderes ergibt, gelten die Vorschriften dieses Abschnittes 
 1. über die Einfuhr beim Verbringen von Nichtgemeinschaftswaren aus 

Gebieten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, in den freien 
Verkehr der Gemeinschaft; 

 2. über die Ausfuhr beim Verbringen von Waren aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft und die der Ausfuhr durch Gemeinschaftsrecht gleich 
gestellten Lieferungen. 

Ein- und Ausfuhr 
§ 5. Soweit sich aus unmittelbar anwendbaren Regelungen des 

gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts nicht anderes ergibt, gelten die 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
 1. über die Einfuhr beim Verbringen von 

Nichtgemeinschaftswaren aus Gebieten, die nicht zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, in den freien Verkehr der 
Gemeinschaft; 

 2. über die Ausfuhr 
 a) beim Verbringen von Waren aus dem Zollgebiet der 

Gemeinschaft, 
 b) beim Überführen von Marktordnungswaren, die 

Gemeinschaftswaren sind, in ein Zollverfahren unter 
zollamtlicher Überwachung und 

 c) über die der Ausfuhr durch Gemeinschaftsrecht gleich 
gestellten Lieferungen. 
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Zuständige Marktordnungs- und Interventionsstelle 

§ 96. (1) Zuständige Marktordnungs- und Interventionsstelle im Sinne dieses 
Abschnittes ist die AMA, soweit sich nicht der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch Verordnung Angelegenheiten 
der Vollziehung gemeinsamer Marktorganisationen vorbehält. Jedenfalls sind dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die 
Erlassung allgemeiner Normen, soweit sie zur Durchführung von Regelungen gemäß 
§ 94 Abs. 2 erforderlich sind, die Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils 
zuständige Marktordnungsstelle, die Vertretung der Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europäischen Union sowie 
hinsichtlich der nach diesem Absatz sowie Abs. 2 zuständigen Marktordnungsstellen 
auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten. 

Zuständige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle 
§ 6. (1) Zuständige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle 

im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt Austria (AMA), 
soweit sich nicht der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des 
Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehält. Jedenfalls sind dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen, soweit sie zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts erforderlich sind, die Abwicklung der 
Transferzahlungen an die jeweils zuständige Marktordnungs- und 
Zahlstelle, die Vertretung der Land-, Forst- und Wasserwirtschaft bei 
den Organen und Gremien der Europäischen Union sowie hinsichtlich 
der nach diesem Absatz sowie Abs. 2 zuständigen Marktordnungsstellen 
auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten. 

(2) (Verfassungsbestimmung) In die Durchführung einzelner Akte der 
Vollziehung gemeinsamer Marktorganisationen können unbeschadet des Abs. 1 
durch Verordnung durch Landesgesetz eingerichtete Rechtsträger der Länder oder 
sonstige geeignete Rechtsträger einbezogen werden. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann unbeschadet des 
Abs. 1 durch Verordnung festsetzen, dass Rechtsträger im Bereich der 
Vollziehung der Länder oder sonstige geeignete Rechtsträger für die 
Durchführung einzelner Akte der Vollziehung des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts herangezogen werden, soweit dies der 
zweckmäßigen, einfachen und Kosten sparenden Durchführung dieser 
Aufgaben dient und die in Betracht kommenden Personen fachlich 
befähigt sind. 

(3) Die Vollziehung der Vorschriften für die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen und der Erhebung von Ein- und Ausfuhrabgaben obliegt dem 
Bundesminister für Finanzen. 

(3) Die Vollziehung der Vorschriften für die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen und der Erhebung von Ein- und Ausfuhrabgaben 
obliegt dem Bundesminister für Finanzen. 
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2. Abschnitt 
Vorschriften zu Marktordnungsmaßnahmen 

Besondere Förderungsbestimmungen 
§ 99. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich 
oder geboten ist, Vorschriften erlassen über Verfahren sowie über Voraussetzungen 
und die Höhe von Vergünstigungen insbesondere bei 
 1. Produktionserstattungen, 
 2. Übergangsvergütungen, 
 3. Denaturierungsprämien, 
 4. Nichtvermarktungsprämien, 
 5. Erzeuger- und Käuferprämien, 
 6. flächenbezogenen oder produktbezogenen Beihilfen, 
 7. Vergütungen für frühe Aufnahme von Marktordnungswaren, 
 8. Vergütungen im Zusammenhang mit der Destillation, 
 9. Vergütungen an Erzeugerorganisationen zum Ausgleich von Kosten für die 

Entnahme von Marktordnungswaren aus dem Handel, 
 10. Vergütungen zum Ausgleich von Lagerkosten, 
 11. Beihilfen für private Lagerhaltung, 
 12. Beihilfen zur Erleichterung des Absatzes, 
 13. Beihilfen für die Herstellung von Marktordnungswaren, die für bestimmte 

Zwecke verwendet werden, 
 14. Vergütungen für die Aufgabe der Produktion und 
 15. sonstigen Vergünstigungen. 

Beihilferegelungen 
§ 7. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren bei 
 1. Produktionserstattungen, 
 2. Übergangsvergütungen, 
 3. Denaturierungsprämien, 
 4. Nichtvermarktungsprämien, 
 5. Käuferprämien, 
 6. flächenbezogenen oder produktbezogenen Beihilfen, 
 7. Vergütungen für frühe Aufnahme von Marktordnungswaren, 
 8. Vergütungen im Zusammenhang mit der Destillation, 
 9. Vergütungen an Erzeugerorganisationen zum Ausgleich von 

Kosten für die Entnahme von Marktordnungswaren aus dem 
Handel, 

 10. Vergütungen zum Ausgleich von Lagerkosten, 
 11. Beihilfen für private Lagerhaltung, 
 12. Beihilfen zur Erleichterung des Absatzes, 
 13. Beihilfen für die Herstellung von Marktordnungswaren, die für 

bestimmte Zwecke verwendet werden, 
 14. Vergütungen für die Aufgabe der Produktion und 
 15. sonstigen Vergünstigungen 
zu Marktordnungszwecken erforderlich oder geboten ist, Vorschriften 
über Verfahren sowie Voraussetzungen und Höhe dieser Vergünstigung 
einschließlich der Anerkennung von Erzeugerorganisationen erlassen, 
soweit sie in den Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. 

(2) In Verordnungen nach Abs. 1 können, soweit dies in Regelungen im Sinne (2) In Verordnungen nach Abs. 1 können, soweit dies in den 
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des § 94 Abs. 2 vorgesehen ist, auch Preise vorgeschrieben werden, wenn dies zur 
Sicherstellung des Zwecks der Maßnahmen erforderlich ist. 

Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorgesehen 
ist, auch Preise vorgeschrieben werden, wenn dies zur Sicherstellung des 
Zwecks der Maßnahme erforderlich ist. Die Preisermittlung hat unter 
Bedachtnahme auf die anfallenden Kosten sowie den Zweck der 
Maßnahme zu erfolgen. 

(3) Soweit Bundesmittel bei Vergünstigungen nach Abs. 1 bereitgestellt werden 
sowie hinsichtlich Angelegenheiten des Abs. 1 Z 8 ist das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen 
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 Direktzahlungen 

§ 8. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts bei Direktzahlungen im Sinne des Art. 2 lit. d) der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003, S. 1 
erforderlich oder geboten ist, Vorschriften über Verfahren sowie 
Voraussetzungen und Höhe dieser Vergünstigung erlassen, soweit sie in 
den Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts bestimmt, 
bestimmbar oder begrenzt sind. 

 (2) Bei der Durchführung der einheitlichen Betriebsprämie gemäß 
Titel III der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 ist nach folgender 
Maßgabe vorzugehen: 
 1. Übertragungen von Zahlungsansprüchen sind zwischen 

16. September und 15. Mai mit Wirksamkeit für das beginnende 
Antragsjahr anzuzeigen. Werden Zahlungsansprüche ohne 
Flächen endgültig an andere Betriebsinhaber übertragen 
(Verkauf im Sinne des Art. 2 lit. g) der Verordnung (EG) 
Nr. 795/2004, ABl. Nr. L 141 vom 30.4.2004, S. 1), so sind bei 
Übertragung mit Wirksamkeit bis einschließlich für das 
Antragsjahr 2007 50% der von der Übertragung erfassten 
Zahlungsansprüche der nationalen Reserve zuzuschlagen. 

 2. Eine freiwillige Abgabe von Zahlungsansprüchen in die 
nationale Reserve ist zwischen 16. September und 15. Mai mit 
Wirksamkeit für das beginnende Antragsjahr anzuzeigen. 

 3. Die 10-Monats-Frist gemäß Art. 24 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 795/2004 beginnt mit 15. November. Der Betriebsinhaber 
kann einen vom ersten Satz abweichenden Beginn festlegen, der 
zwischen 1. September und 30. April liegt, sofern er nachweist, 
dass er die 10-Monats-Frist einhält. 

 4. In Anwendung des Art. 42 Abs. 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 und des Art. 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 795/2004 kann eine Neuzuweisung von Zahlungsansprüchen 
erfolgen bei 

 a) Bewirtschaftung von Almen oder Weiden mit 
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zwei oder mehreren Auftreibern, 

 b) Einbeziehung von beihilfefähigen 
Betriebsflächen im Ausmaß von mindestens 
0,3 ha in öffentliche Maßnahmen und im 
öffentlichen Interesse wie Verlegung von 
Kabeln, Rohrleitungen und dergleichen oder 
Abtretung von Flächen an die öffentliche Hand 
einschließlich Enteignungen und 

 c) Grundzusammenlegungs- und 
Flurbereinigungsverfahren. 

 5. Als Zeitpunkte für die Einhaltung der landwirtschaftlichen 
Mindesttätigkeit im Sinne des Art. 30 Abs. 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 795/2004 gelten 

 a) bei Haltung von Schafen und Ziegen der 
Durchschnitt oder Stichtag gemäß Tierliste zum 
jeweiligen Sammelantrag und 

 b) bei Haltung von Rindern gleichmäßig über das 
Jahr verteilte Stichtage, wobei auf bestehende 
Stichtage für die Ermittlung der Besatzdichte im 
Rahmen anderer Maßnahmen abzustellen ist. 

 In Bezug auf die Schlachtprämie für Großrinder im 
Bezugszeitraum wird mit dem Koeffizienten 0,7 in 
Großvieheinheiten umgerechnet. 

 6. Für die Nutzung von Zahlungsansprüchen bei Flächenstilllegung 
gemäß Art. 54 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 können 
Flächen mit einer Mindestbreite von fünf Metern und einer 
Mindestgröße von 0,05 ha verwendet werden, wenn der 
ökologische Wert dieser Flächen durch Projektbestätigungen der 
zuständigen Naturschutzbehörden bestätigt wird, oder es sich 
um Gewässerrandstreifen oder Erosionsschutzstreifen oder 
Begrünungsflächen mit besonderem Umweltnutzen hinsichtlich 
Bodenschutz, biologischer Vielfalt oder dergleichen handelt. Ein 
Austausch von beihilfefähigen Flächen für Flächenstilllegung ist 
zulässig bei Flächen, die in Zusammenlegungs- oder 
Flurbereinigungsverfahren eingebunden sind, wobei eine 
Erhöhung der neuen stilllegungsfähigen Fläche um höchstens 
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5% und 0,3 ha erfolgen darf, sowie bei einem Tausch mit nicht 
stilllegungsfähigen Flächen oder bei einem zulässigen Umbruch 
von Dauergrünlandflächen. Die näheren Bedingungen und die 
konkreten Maßnahmen in Bezug auf die Flächenstilllegung sind 
durch Verordnung festzulegen. 

 7. Werden für die Nutzung von Zahlungsansprüchen bei 
Flächenstilllegung Flächen für den Anbau nachwachsender 
Rohstoffe verwendet, kann gemäß Art. 146 der Verordnung 
(EG) Nr. 1973/2004, ABl. Nr. L 345 vom 20.11.2004, S. 1) der 
auf den Stilllegungsflächen des eigenen landwirtschaftlichen 
Betriebes geerntete Aufwuchs 

 a) zur Verarbeitung zu Biogas oder 
 b) zur Beheizung des landwirtschaftlichen Betriebes oder zur 

Gewinnung von Energie und Brennstoff im Betrieb 
verwendet werden. Die näheren Voraussetzungen sind durch 
Verordnung festzulegen. 

 8. Soweit bei außergewöhnlichen klimatischen Bedingungen oder 
schweren Naturkatastrophen im Sinne des Art. 40 Abs. 4 lit. c) 
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 in den Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts eine abweichende 
Verwendung beihilfefähiger Flächen oder von Flächen für die 
Nutzung von Zahlungsansprüchen bei Flächenstilllegung 
ermöglicht wird, können die näheren Voraussetzungen und 
Bedingungen durch Verordnung festgelegt werden. 

 9. Betriebsinhaber, auf die die Voraussetzungen der Art. 20 oder 
22 der Verordnung (EG) Nr. 795/2004 zutreffen, und deren 
Pachtverträge nach dem 15. Mai 2005 auslaufen, können die 
Zuweisung von Zahlungsansprüchen aus der nationalen Reserve 
gleichzeitig mit dem nächsten unmittelbar nach Auslaufen des 
Pachtvertrages zu stellenden Sammelantrag beantragen. In 
diesen Fällen sind pro ha vom ausgelaufenen Pachtvertrag 
erfasster und im Sammelantrag angegebener beihilfefähiger 
Fläche Zahlungsansprüche im Ausmaß des regionalen 
Durchschnitts zuzuweisen. 
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 (3) Bei der Abwicklung der produktspezifischen Beihilferegelungen 

gemäß Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 ist nach folgender Maßgabe 
vorzugehen: 
 1. An die Produktion gekoppelte Zahlungen bleiben: 
 a) die Mutterkuhprämie, 
 b) die Schlachtprämie für Kälber, 
 c) 40 % der Schlachtprämie für Rinder (ausgenommen Kälber) 

und 
 d) 25 % der flächenbezogenen Beihilfe für Hopfen. 
 2. Für die Gewährung der Beihilfe für Schalenfrüchte gemäß 

Art. 83 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 und Art. 15 der 
Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 beträgt die 
Mindestantragsfläche für einen Obstgarten insgesamt 0,25 ha 
und die Mindestbaumanzahl bei Walnüssen beträgt 100 Bäume 
je ha Obstgarten. 

 3. Für die Gewährung der Mutterkuhprämie 
 a) besteht keine Mengenbegrenzung hinsichtlich der 

einzelbetrieblichen Milchquote; 
 b) kann durch Verordnung vorgesehen werden, dass gemäß 

Art. 125 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 eine 
zusätzliche Mutterkuhprämie im Ausmaß von 30 Euro 
gewährt wird, sofern sich die Länder nach Maßgabe des § 3 
des Landwirtschaftsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 375 in der 
jeweils geltenden Fassung, an der Finanzierung beteiligen; 

 c) wird der Mindestsatz für die Nutzung der Prämienansprüche 
gemäß Art. 108 der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 mit 
90% festgelegt; 

 d) werden bei Übertragung von Prämienansprüchen ohne 
gleichzeitige Übertragung des Betriebes 15% der zur 
Übertragung beantragten Prämienansprüche der nationalen 
Reserve zugeführt, wobei auf ganze Zahlen abzurunden ist; 

 e) ist bei Übertragung von Prämienansprüchen ohne 
gleichzeitige Übertragung des Betriebes mindestens ein 
Prämienanspruch auf andere Betriebsinhaber zu übertragen; 
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 f) ist eine zeitlich begrenzte Abtretung von Prämienansprüchen 

nicht zulässig; 
 g) können für im Rahmen der Mutterkuhprämienregelung 

beantragte und genutzte Mutterkühe, die die jeweilige 
individuelle Höchstgrenze überschreiten, Betriebsinhabern 
Prämienansprüche aus der nationalen Reserve eingeräumt 
werden, wenn deren Betriebe zu Beginn des 
Zwölfmonatszeitraums der Antragstellung über keine 
einzelbetriebliche Milchquote für Lieferungen verfügen und 
die Anzahl der in den Referenzbetrag für die einheitliche 
Betriebsprämie gemäß Art. 37 der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 und gemäß § 5 Abs. 3 Z 1 und 5 des 
Marktordnungs-Überleitungsgesetzes einbezogenen 
Sonderprämien für männliche Rinder 50 Stück nicht 
überschreitet. Wurden in den Referenzbetrag mehr als 
50 Stück einbezogen, können Prämienansprüche im Ausmaß 
von höchstens 15 Stück pro Jahr eingeräumt werden. 
Überschreitet in einem Jahr die Summe der aus der 
nationalen Reserve beantragten Prämienansprüche die in der 
nationalen Reserve zur Verfügung stehende Menge an 
Prämienansprüchen, so ist eine aliquote Kürzung 
vorzunehmen; 

 h) ist die Mutterkuhprämie für Kalbinnen (Färsen) und 
Mutterkühe getrennt zu verwalten. Dabei beträgt die 
nationale Höchstgrenze für Kalbinnen jene Anzahl an 
Prämienansprüchen, die im jeweiligen Jahr aus der nationalen 
Reserve nicht zugeteilt wurden. Die Prämie ist für Kalbinnen 
mit einem Alter zu Beginn des Haltungszeitraums von acht 
bis höchstens 20 Monaten zu gewähren, die auf einem 
österreichischen Zuchtbetrieb gehalten werden oder für 
Antragsteller, die über eine individuelle Höchstgrenze 
verfügen und deren Betriebe über keine einzelbetriebliche 
Milchquote für Lieferungen zu Beginn des 
Zwölfmonatszeitraums der Antragstellung verfügen, 
höchstens jedoch für 20% der für das selbe Jahr festgesetzten 
individuellen Höchstgrenze. Der Zuchtbetrieb hat zum 
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Zeitpunkt der Antragstellung Mitglied einer von der 
jeweiligen Landwirtschaftskammer oder Landesregierung 
anerkannten Zuchtorganisation zu sein und sich mit 
Rinderzucht zu befassen. Dieser Zuchtbetrieb hat hinsichtlich 
aller Rinder, bei denen dies aufgrund des Alters und der 
Zuchtrichtung möglich ist, Leistungserhebungen gemäß den 
Bestimmungen der Zentralen Arbeitsgemeinschaft 
österreichischer Rinderzüchter durch den zuständigen 
Kontrollverband durchzuführen. Die Mutterkuhprämie für 
Kalbinnen ist für Antragsteller, die über eine individuelle 
Höchstgrenze aber deren Betriebe über keine 
einzelbetriebliche Milchquote verfügen, vorrangig zu 
bedienen. Für Zuchtbetriebe, die über eine individuelle 
Höchstgrenze aber deren Betriebe über keine 
einzelbetriebliche Milchquote verfügen, kann die 
Mutterkuhprämie für Kalbinnen nur im Rahmen der 
Gewährung für Zuchtbetriebe gewährt werden. 

 4. Die Beihilfe für Energiepflanzen kann gemäß Art. 25 der 
Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 für auf dem eigenen Betrieb 
geerntete Energiepflanzen 

 a) bei Verarbeitung zu Biogas, 
 b) bei Beheizung des landwirtschaftlichen Betriebs oder bei 

Gewinnung von Energie und Brennstoff im Betrieb 
 gewährt werden. Die näheren Voraussetzungen sind durch 
Verordnung festzulegen. 
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 (4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung die näheren Bedingungen, 
Voraussetzungen und Verfahren zu den in Abs. 2 und 3 genannten 
Maßnahmen festlegen. 

Interventionen 
§ 100. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung die für die Intervention erforderlichen 
Durchführungsbestimmungen insbesondere über Verfahren bei Interventionen sowie 
über Voraussetzungen und Umfang von Interventionen und die Höhe des 
Interventionspreises erlassen, soweit dies zur Durchführung von Regelungen im 
Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich oder geboten 
ist. § 99 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Interventionen 
§ 9. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung die für die Intervention 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen insbesondere über 
Verfahren, Voraussetzungen und den Umfang von Interventionen, die 
Höhe des Interventionspreises sowie über einen  Ausschluss von der 
Übernahme von Marktordnungswaren erlassen, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich oder 
geboten ist und sie in den Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. § 7 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

Mengenregelungen 
§ 101. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich 
oder geboten ist, Vorschriften erlassen über Verfahren bei der Aufteilung, Zuteilung 
und Änderung von Garantiemengen, Referenzmengen, Quoten und sonstigen 
Mindest- oder Höchstmengen im Rahmen von Marktordnungsmaßnahmen 
(Mengenregelungen), über Voraussetzungen und Höhe solcher Mengenregelungen 
sowie über die anzuwendenden Verfahrensvorschriften. 

Quotenregelungen 
§ 10. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen erforderlich oder geboten ist, Vorschriften erlassen über 
Verfahren bei der Aufteilung, Zuteilung und Änderung von Quoten 
(Quoten, Garantiemengen, Referenzmengen und sonstigen Mindest- oder 
Höchstmengen oder –beträgen sowie nationalen Reserven im Rahmen 
von Marktordnungsmaßnahmen oder Direktzahlungen)  einschließlich 
der anzuwendenden Verfahrensvorschriften sowie über Voraussetzungen 
und die Höhe solcher Quotenregelungen, soweit sie in den Regelungen 
des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder 
begrenzt sind. 

 (2) Bei Quoten für die Vermarktung von Milch gemäß Verordnung 
(EG) Nr. 1788/2003, ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003, S. 123 ist nach 
folgender Maßgabe vorzugehen: 
 1. Die Zuteilung von Mengen aus der nationalen Reserve hat 
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aliquot zu erfolgen. 

 2. Im Falle der Überschreitung der einzelstaatlichen Quote wird 
der Beitrag der Erzeuger zur Zahlung der fälligen Abgabe bei 
Lieferungen nach Neuzuweisung des ungenutzten Anteils der 
einzelstaatlichen Quote (Saldierung) wie folgt ermittelt: 

 a) Durch Division der Unterlieferungen durch die Summe der 
einzelbetrieblichen Quoten für Lieferungen der Überlieferer 
wird der Zuweisungsprozentsatz errechnet, wobei alle 
Unterlieferungen zugewiesen werden müssen; 

 b) Betriebe, die ihre einzelbetriebliche Quote für Lieferungen 
überliefern, haben für den Teil der Überlieferungen bis zum 
Zuweisungsprozentsatz eine Basisabgabe zu entrichten und 
für den den Zuweisungsprozentsatz übersteigenden Teil der 
Überlieferung eine Abgabe zu entrichten, die sich ergibt, 
indem die eingehobene Basisabgabe von der einzelstaatlich 
geschuldeten Abgabe abgezogen wird und der Restbetrag 
durch jene Überlieferungen dividiert wird, die über die 
Zuweisungsmengen gemäß lit. a) hinausgehen. 

 c) Das Verhältnis von Basisabgabe zur Abgabe gemäß lit. b) 
beträgt unter Berücksichtigung der einzelstaatlich 
geschuldeten Abgabe 0,7 zu 1. 

 3. Nutzt ein Erzeuger in einem Zwölfmonatszeitraum die ihm 
zugeteilte Quote durch eigene Vermarktung in einem Ausmaß 
von weniger als 70% und nutzt er im unmittelbar folgenden 
Zwölfmonatszeitraum nicht mindestens 70% der ihm zur 
Verfügung stehenden Quote durch eigene Vermarktung 
(Inaktivität), wird der nicht genutzte Teil der nationalen Reserve 
zugeschlagen. Quoten(-teile) bis höchstens 5 000 kg werden von 
der Kürzung nicht erfasst. 

 4. Eine im Fall der Inaktivität gemäß Z 3 der nationalen Reserve 
zugeschlagene Quote ist auf Antrag wieder zuzuteilen, wenn der 
Betriebsinhaber spätestens im zweiten folgenden 
Zwölfmonatszeitraum die Erzeugung und Vermarktung im 
Ausmaß von mindestens 15% der Quote wieder aufnimmt. Im 
Fall höherer Gewalt oder in ordnungsgemäß begründeten Fällen, 
die sich vorübergehend auf die Produktionskapazität des 
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betreffenden Erzeugers auswirken, kann abweichend vom ersten 
Satz die Frist für die Wiederzuteilung verlängert werden. 

 5. Eine zeitweilige Übertragung (Quotenleasing) kann in einem 
Zwölfmonatszeitraum für höchstens 50% der einzelbetrieblichen 
Quote erfolgen, im unmittelbar darauf folgenden 
Zwölfmonatszeitraum kann das Quotenleasing für höchstens 
30% der einzelbetrieblichen Quote erfolgen. Im Fall höherer 
Gewalt oder in ordnungsgemäß begründeten Fällen, die sich 
vorübergehend auf die Produktionskapazität des betreffenden 
Erzeugers auswirken, kann abweichend vom ersten Satz die 
gesamte Quote zeitweilig übertragen werden. 

 6. Ein Betrieb, mit dem eine einzelbetriebliche Quote übertragen 
werden kann, besteht aus den zur Milcherzeugung 
erforderlichen und genutzten Flächen sowie jenen 
Wirtschaftsgebäuden und Teilen der Betriebsstätte, die zur 
Milcherzeugung dienen. 

 7. Eine Übertragung einer einzelbetrieblichen Quote mit Fläche ist 
zulässig, wenn 

 a) ein milcherzeugender Betrieb in mehrere Betriebe aufgeteilt 
wird oder 

 b) alle zum Grundbesitz des milcherzeugenden Betriebs 
gehörenden Flächen an andere Betriebsinhaber verpachtet 
werden. Dabei erfolgt die Aufteilung der Quote entsprechend 
der gepachteten Fläche. 

 8. Eine Übertragung von Quoten ohne entsprechende Fläche ist 
innerhalb des gesamten Bundesgebiets zulässig. 

 9. Die Überprüfung der Qualität und der wertbestimmenden 
Merkmale der an Abnehmer angelieferten Milch hat durch ein 
anerkanntes Labor zu erfolgen. 

Die näheren Voraussetzungen einschließlich insbesondere allfälliger 
Anzeigefristen, Mindestübertragungsmengen und Anerkennung von 
Labors sowie die Präzisierung der Verstöße gemäß § 30 Abs. 1 Z 2 sind 
durch Verordnung festzulegen. 
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Obligatorische Marktordnungsmaßnahmen 

§ 102. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich 
oder geboten ist, Vorschriften erlassen über Verfahren bei Marktordnungswaren, an 
denen teilzunehmen der Einzelne verpflichtet ist (obligatorische Maßnahmen), sowie 
über Voraussetzungen, Umfang und Dauer solcher obligatorischer Maßnahmen 
sowie über die Höhe allfälliger Geldleistungen. 

Obligatorische Marktordnungsmaßnahmen 
§ 11. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen erforderlich oder geboten ist, Vorschriften erlassen über 
das Verfahren bei Marktordnungswaren oder Direktzahlungen, an denen 
teilzunehmen der Einzelne verpflichtet ist (obligatorische Maßnahmen), 
sowie über die Voraussetzungen, den Umfang und die Dauer solcher 
obligatorischer Maßnahmen, soweit sie in den Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder 
begrenzt sind. Die §§ 7 und 8 gelten entsprechend, soweit mit 
obligatorischen Maßnahmen Vergünstigungen verbunden sind. 

 (2) In Verordnungen nach Abs. 1 können auch Gebühren 
vorgeschrieben werden, wenn dies in den Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorgesehen ist oder ermöglicht 
wird. Die Ermittlung der Gebühren hat unter Bedachtnahme auf die 
anfallenden Kosten sowie den Zweck der Maßnahme zu erfolgen. 

 Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen 
§ 12. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen erforderlich oder geboten ist, Vorschriften erlassen über 
das Verfahren bei anderweitigen Verpflichtungen, die bei 
Direktzahlungen gemäß § 8 einzuhalten sind, und, soweit sie in den 
Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts bestimmt, 
bestimmbar oder begrenzt sind, über die Voraussetzungen, den Umfang, 
den Inhalt und die Dauer von anderweitigen Verpflichtungen sowie über 
die Kürzung oder den Ausschluss von Direktzahlungen gemäß § 8 bei 
Nichteinhaltung anderweitiger Verpflichtungen. 

(2) Die gemäß Art. 5 in Verbindung mit Anhang IV der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 festzulegenden Mindestanforderungen an den guten 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand sind durch Verordnung 
festzulegen. 
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(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung bestimmen, dass die Kontrolle 
der Einhaltung bestimmter anderweitigen Verpflichtungen durch die 
AMA erfolgt, sofern die durch die AMA durchgeführten Kontrollen 
mindestens ebenso wirksam sind wie bei der Durchführung durch die 
Fachbehörden. 

Abgaben 
§ 105. (1) Auf Abgaben auf Marktordnungswaren, die im Rahmen von 

Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 erhoben werden, sind die Vorschriften der 
Bundesabgabenordnung anzuwenden, soweit durch diesen Abschnitt oder durch 
Verordnung auf Grund dieses Abschnittes nicht anderes bestimmt ist. Der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und die 
jeweils zuständige Marktordnungsstelle sind, soweit die Vorschriften der 
Bundesabgabenordnung anzuwenden sind, bei der Vollziehung dieser Bestimmung 
Abgabenbehörden im Sinne des § 49 Abs. 1 BAO; weiters ist der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Oberbehörde bei 
Ausübung des Aufsichtsrechts. 

Abgaben 
§ 13. (1) Auf Abgaben zu Marktordnungszwecken, die im Rahmen 

von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts 
hinsichtlich Marktordnungswaren erhoben werden, sind die Vorschriften 
der Bundesabgabenordnung anzuwenden, soweit durch dieses 
Bundesgesetz oder durch Verordnung auf Grund dieses Bundesgesetzes 
nicht anderes bestimmt ist. Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und die jeweils 
zuständige Marktordnungs- und Zahlstelle sind, soweit die Vorschriften 
der Bundesabgabenordnung anzuwenden sind, bei der Vollziehung 
dieser Bestimmung Abgabenbehörden im Sinne des § 49 Abs. 1 BAO; 
weiters ist der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft Oberbehörde bei Ausübung des Aufsichtsrechts. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich 
ist, Vorschriften erlassen über das Verfahren bei Abgaben gemäß Abs. 1, 
insbesondere über den Kreis der Abgabeschuldner, Abführungspflichtigen und die 
Ansprüche zwischen diesen, sowie über Voraussetzungen und Höhe dieser Abgaben. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung 
von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts 
hinsichtlich Marktordnungswaren erforderlich ist, Vorschriften erlassen 
über das Verfahren bei Abgaben gemäß Abs. 1, insbesondere über den 
Kreis der Abgabeschuldner, Abführungspflichtigen und die Ansprüche 
zwischen diesen, sowie über die Voraussetzungen und die Höhe dieser 
Abgaben, soweit sie in den Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. 
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Sicherheiten 

§ 106. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit Regelungen im Sinne des § 94 
Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren dies erfordern, Vorschriften erlassen über 
Art, Höhe und Verfahren bei Sicherheiten, Kautionen und Garantien (Sicherheiten), 
insbesondere über Gestaltung, Verwaltung, Freigabe und Verfall. Sind für die 
Freigabe die Entnahme von Mustern, Proben und Warenuntersuchungen erforderlich, 
gilt § 109. 

Sicherheiten 
§ 14. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit 
Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich 
Marktordnungswaren oder Direktzahlungen dies erfordern, Vorschriften 
erlassen über Art, Höhe und Verfahren bei Sicherheiten, Kautionen und 
Garantien (Sicherheiten), insbesondere über Gestellung, Verwaltung, 
Freigabe und Verfall, soweit sie in den Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder 
begrenzt sind. Sind für die Freigabe die Entnahme von Mustern, Proben 
und Warenuntersuchungen erforderlich, gilt § 24. 

(2) Wird die Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, so muss der Bürge zur 
geschäftsmäßigen Übernahme von Bürgschaften nach den gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften berechtigt sein. 

(2) Wird die Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, so muss der 
Bürge zur geschäftsmäßigen Übernahme von Bürgschaften nach den 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften berechtigt sein. 

Lizenzen, Vorausfestsetzungen, Sicherheiten 
§ 110. (1) Lizenzen sowie sonstige Einfuhr- und Ausfuhrdokumente sowie 

Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen im Rahmen von Regelungen im Sinne des § 94 
Abs. 2 über den Handelsverkehr werden von der jeweils zuständigen 
Marktordnungsstelle erteilt. 

Lizenzen und Vorausfestsetzungen 
§ 15. (1) Lizenzen, sonstige Einfuhr- und Ausfuhrdokumente sowie 

Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen im Rahmen von Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts über den Handelsverkehr 
werden von der jeweils zuständigen Marktordnungsstelle erteilt. 

(2) Die Vorausfestsetzung von Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und 
Ausfuhrerstattungen erfolgt ebenfalls durch die jeweils zuständige 
Marktordnungsstelle. 

(2) Die Vorausfestsetzung von Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und 
Ausfuhrerstattungen erfolgt ebenfalls durch die jeweils zuständige 
Marktordnungsstelle. 

(3) Sieht der Bescheid gemäß Abs. 2 die Stellung einer Sicherheit vor, ist § 106 
anzuwenden. 

(3) Sieht der Bescheid gemäß Abs. 2 die Stellung einer Sicherheit 
vor, ist § 14 anzuwenden. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann - hinsichtlich der Z 2 und 3 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen - durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 erforderlich ist, Vorschriften erlassen über das 
Verfahren sowie über Voraussetzungen und Umfang bei 
 1. der Erteilung von Lizenzen, Einfuhr- und Ausfuhrdokumenten und Einfuhr- 

und Ausfuhrgenehmigungen (Abs. 1) hinsichtlich Marktordnungswaren, 
 2. der Einfuhr von Marktordnungswaren, wenn die Einfuhr auf bestimmte 

Qualitäten, Aufmachungen oder Verwendungsarten beschränkt ist und 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann – hinsichtlich der Z 2 und 3 im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen – durch Verordnung, soweit dies 
zur Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts über den Handelsverkehr erforderlich ist, 
Vorschriften erlassen über das Verfahren sowie über Voraussetzungen 
und Umfang bei 
 1. der Erteilung von Lizenzen, Einfuhr- und Ausfuhrdokumenten 

und Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen (Abs. 1) hinsichtlich 
Marktordnungswaren, 
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 3. der Überwachung der Einhaltung gemeinsamer Mindestpreisregelungen bei 

der Einfuhr und Ausfuhr von Marktordnungswaren 
 2. der Einfuhr von Marktordnungswaren, wenn die Einfuhr auf 

bestimmte Qualitäten, Aufmachungen oder Verwendungsarten 
beschränkt ist und 

 3. der Überwachung der Einhaltung gemeinsamer 
Mindestpreisregelungen bei der Einfuhr und Ausfuhr von 
Marktordnungswaren, 

soweit sie in dne Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. 
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Mengenkontingente 

§ 111. Soweit Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 vorsehen, daß 
Genehmigungen im Sinne des § 110 Abs. 1 insgesamt nur bis zu einer bestimmten 
Menge oder einem bestimmten Wert erteilt werden dürfen, ist auf eine effiziente 
Ausnutzung der zugelassenen Mengen und Werte Bedacht zu nehmen. Dabei ist 
insbesondere auch der Versorgungslage, der Wirtschaftlichkeit dieser Geschäfte und 
der Pflege von Handelsbeziehungen Rechnung zu tragen. 

Mengenkontingente 
§ 16. Soweit Regelungen des gemeinschaftlichen 

Marktordnungsrechts vorsehen, dass Genehmigungen im Sinne des § 15 
Abs. 1 insgesamt nur bis zu einer bestimmten Menge oder einem 
bestimmten Wert erteilt werden dürfen, ist auf eine effiziente 
Ausnutzung der zugelassenen Mengen und Werte Bedacht zu nehmen. 
Dabei ist insbesondere auch der Versorgungslage, der Wirtschaftlichkeit 
dieser Geschäfte und der Pflege von Handelsbeziehungen Rechnung zu 
tragen. 

Marktstörungen 
§ 112. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann bei Marktstörungen oder drohenden Marktstörungen durch 
Verordnung nähere Vorschriften zur Durchführung von Schutzmaßnahmen, die in 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2, insbesondere auch gemäß Art. 146a 
Beitrittsakte, vorgesehen sind, erlassen. 

Marktstörungen 
§ 17. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft kann bei Marktstörungen oder drohenden 
Marktstörungen durch Verordnung nähere Vorschriften zur 
Durchführung von Schutzmaßnahmen, die in Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorgesehen sind, erlassen, 
soweit diese bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. 

Besondere Maßnahmen bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
§ 118. (1) Auf Maßnahmen, die im Rahmen der Beitrittsakte oder deren 

Protokolle zum Beitrittsvertrag zur Erleichterung oder Beseitigung von 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten vorgesehen sind, ist, soweit die Schwierigkeiten die 
Durchführung, die Überleitung oder Anpassung der gemeinsamen 
Marktorganisationen und der in Ergänzung oder zur Sicherung dieser gemeinsamen 
Marktorganisationen getroffenen Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 betreffen und 
sich aus Regelungen nach § 94 Abs. 2 nicht anderes ergibt, dieser Abschnitt mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß die die Ein- und Ausfuhr betreffenden Vorschriften, 
insbesondere über Schutzmaßnahmen, sinngemäß auch für den Handel zwischen den 
bisherigen und den neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft gelten. 

Besondere Maßnahmen bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
§ 18. (1) Auf Maßnahmen, die im Rahmen der Beitrittsakte oder 

deren Protokolle zum Beitrittsvertrag zur Erleichterung oder Beseitigung 
von wirtschaftlichen Schwierigkeiten vorgesehen sind, ist, soweit die 
Schwierigkeiten die Durchführung, die Überleitung oder Anpassung der 
gemeinsamen Marktorganisationen und der in Ergänzung oder zur 
Sicherung dieser gemeinsamen Marktorganisationen getroffenen 
Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts betreffen und 
sich aus Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts nicht 
anderes ergibt, dieses Bundesgesetz mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
die die Ein- und Ausfuhr betreffenden Vorschriften, insbesondere über 
Schutzmaßnahmen, sinngemäß auch für den Handel zwischen den 
bisherigen und den neuen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft gelten. 

(2) Im übrigen kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen durch 
Verordnung, soweit dies zur Durchführung der in Abs. 1 genannten Maßnahmen 
erforderlich ist und die in Abs. 1 genannten Vorschriften nicht ausreichen, 

(2) Im Übrigen kann der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung der in Abs. 1 genannten Maßnahmen erforderlich ist und 
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Vorschriften erlassen über die Vermarktung, Preise, Produktions- und 
Verwendungsbeschränkungen sowie über ähnliche Maßnahmen, soweit deren 
Voraussetzungen und Umfang nach den vom Rat und der Kommission auf Grund der 
Beitrittsakte oder der Protokolle zum Beitrittsvertrag erlassenen Rechtsakte 
bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. In Verordnungen nach dem ersten Satz 
können die Marktordnungsstelle oder die Abgabenbehörden des Bundes als für die 
Durchführung zuständige Stelle bestimmt werden. 

die in Abs. 1 genannten Vorschriften nicht ausreichen, Vorschriften 
erlassen über die Vermarktung, Preise, Produktions- und 
Verwendungsbeschränkungen sowie über ähnliche Maßnahmen, soweit 
deren Voraussetzungen und Umfang nach den vom Rat und der 
Kommission auf Grund der Beitrittsakte oder der Protokolle zum 
Beitrittsvertrag erlassenen Rechtsakte bestimmt, bestimmbar oder 
begrenzt sind. In Verordnungen nach dem ersten Satz können die 
Marktordnungs- und Zahlstellen oder die Abgabenbehörden des Bundes 
als für die Durchführung zuständige Stelle bestimmt werden. 

 
3. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen 

Bescheidbehebung, Rückzahlung 
§ 103. (1) Bescheide können von Amts wegen von der Behörde, die den 

Bescheid erlassen hat, als auch in Ausübung des Aufsichtsrechts vom 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
aufgehoben oder abgeändert werden, 
 1. wenn der dem Bescheid zugrunde liegende Sachverhalt in einem 

wesentlichen Punkt unrichtig festgestellt oder aktenwidrig angenommen 
wurde, 

 2. wenn Verfahrensvorschriften außer acht gelassen wurden, bei deren 
Einhaltung ein anders lautender Bescheid hätte erlassen werden können, 
oder 

 3. wegen Rechtswidrigkeit des Inhalts. 
Soweit es zur Durchführung von Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 erforderlich 
und notwendig ist, können in Verordnungen nach den §§ 99 und 101 auch Dritte, die 
Marktordnungswaren erzeugen, gewinnen, be- oder verarbeiten, verbringen, ein- 
oder ausführen, besitzen oder besessen haben oder unmittelbar oder mittelbar am 
Geschäftsverkehr mit solchen Waren teilnehmen oder teilgenommen haben, zur 
Rückzahlung von Vorteilen aus zu Unrecht gewährten Vergünstigungen im Sinne 
dieses Abschnitts verpflichtet werden. 

Vorschriften zu Bescheiden und Rückzahlung 
§ 19. (1) Bescheide können von Amts wegen von der Behörde, die 

den Bescheid erlassen hat, als auch in Ausübung des Aufsichtsrechts 
vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft aufgehoben oder abgeändert werden, 
 1. wenn der dem Bescheid zugrunde liegende Sachverhalt in einem 

wesentlichen Punkt unrichtig festgestellt oder aktenwidrig 
angenommen wurde, 

 2. wenn Verfahrensvorschriften außer Acht gelassen wurden, bei 
deren Einhaltung ein anders lautender Bescheid hätte erlassen 
werden können, oder 

 3. wegen Rechtswidrigkeit des Inhalts. 

(2) Bescheide, aus denen ein Recht erwachsen ist, können selbst nach 
Rechtskraft in den Fällen der §§ 99 und 101 aufgehoben werden, soweit eine 
Voraussetzung für die Bescheiderlassung nachträglich entfallen oder nicht erfüllt 

(2) Bescheide, aus denen ein Recht erwachsen ist, können in den 
Fällen, in denen Vergünstigungen im Sinne der in den §§ 7, 8 und 10 
angeführten Maßnahmen gewährt wurden, auch aufgehoben oder 
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worden ist, insbesondere die gewährte Vergünstigung nicht oder nicht mehr nach 
Maßgabe des Bescheides verwendet wird. Der Bescheid ist mit Wirkung für die 
Vergangenheit zu beheben, soweit Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 nicht 
anderes zulassen. 

abgeändert werden, soweit eine Voraussetzung für die Bescheiderlassung 
nachträglich entfallen oder nicht erfüllt worden ist, insbesondere die 
gewährte Vergünstigung nicht oder nicht mehr nach Maßgabe des 
Bescheides verwendet wird. Der Bescheid ist mit Wirkung für die 
Vergangenheit zu beheben, soweit Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts nicht anderes zulassen. 

 (3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann als Berufungsbehörde Bescheide erlassen, in 
denen lediglich die Berechnungsgrundlage vorgegeben wird und die 
konkrete Berechnung unter Einbeziehung der getroffenen 
Berufungsentscheidung der erstinstanzlichen Behörde übertragen wird. 
Nach dieser Vorgangsweise ist insbesondere in Fällen, in denen der 
konkrete Auszahlungsbetrag von der Ausnutzung einzelstaatlicher 
Quoten oder Höchstmengen oder sonstiger vorzunehmender Kürzungen 
abhängig ist, zu entscheiden. 

 (4) Abweichend von Abs. 1 und 3 kann die Behörde erster Instanz 
einen im Wege der Berufungsentscheidung abgeänderten Bescheid 
aufheben oder abändern, wenn durch eine nachfolgende Kontrolle 
festgestellt wird, dass der dem Bescheid zu Grunde gelegte Sachverhalt 
in einem wesentlichen Punkt unrichtig festgestellt oder aktenwidrig 
angenommen wurde. 

 (5) Soweit es zur Durchführung von Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich und notwendig ist, 
können in Verordnungen nach den §§ 7 und 10 auch Dritte, die 
Marktordnungswaren erzeugen, gewinnen, be- oder verarbeiten, 
verbringen, ein- oder ausführen, besitzen oder besessen haben oder 
unmittelbar oder mittelbar am Geschäftsverkehr mit solchen Waren 
teilnehmen oder teilgenommen haben, zur Rückzahlung von Vorteilen 
aus zu Unrecht gewährten Vergünstigungen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes verpflichtet werden. 

(3) Die Höhe des rückzuzahlenden Betrags ist durch Bescheid festzusetzen. (6) Die Höhe des rückzuzahlenden Betrages ist durch Bescheid 
festzusetzen. 
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Beweislast 

§ 104. Der Begünstigte trägt die Beweislast für das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gewährung der Vergünstigung. 

Beweislast 
§ 20. Der Begünstigte trägt, soweit nicht Regelungen des 

gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts etwas anders vorsehen, auch 
nach Empfang einer Vergünstigung im Sinne der in den §§ 7, 8 und 10 
angeführten Maßnahmen in dem Verantwortungsbereich, der nicht zum 
Bereich für die Gewährung der Vergünstigung zuständigen 
Marktordnungs- und Zahlstelle gehört, die Beweislast für das Vorliegen 
der Voraussetzungen für die Gewährung der Vergünstigung bis zum 
Ablauf des vierten Jahres, das dem Kalenderjahr der Gewährung folgt. 

Zinsen 
§ 107. Rückzahlungsbeträge von Vergünstigungen im Sinne dieses Abschnittes 

sind vom Tag der Auszahlung an, Abgaben vom Fälligkeitstag an mit 3 vH über dem 
Basiszinssatz pro Jahr zu verzinsen. Im Fall der nachträglichen Herabsetzung eines 
Rückzahlungsbetrags hat die Berechnung dieser Zinsen unter rückwirkender 
Berücksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu erfolgen. 

Zinsen 
§ 21. Rückzahlungsbeträge von Vergünstigungen im Sinne dieses 

Bundesgesetzes sind vom Tag der Auszahlung an, Abgaben vom 
Fälligkeitstag an mit 3 vH über dem Basiszinssatz pro Jahr zu verzinsen, 
soweit Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts nicht 
anderes vorsehen. Im Fall der nachträglichen Herabsetzung eines 
Rückzahlungsbetrags hat die Berechnung dieser Zinsen unter 
rückwirkender Berücksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu erfolgen. 

Überwachungs-, Duldungs- und Mitwirkungspflichten 
§ 108. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung die Vorschriften erlassen, die zur 
Überwachung der Einhaltung der Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich 
Marktordnungswaren sowie der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
erforderlich sind, insbesondere betreffend Meldepflichten, Aufzeichnungspflichten, 
Pflichten zur Aufbewahrung von geschäftlichen Unterlagen, zur Erteilung von 
Auskünften, zur Duldung von Besichtigungen der Geschäftsräume und 
Betriebsstätten, Unterstützungspflichten, Pflichten zur Verwendung von Begleit- und 
Schlußscheinen, amtliche Überwachung der zweck- und fristgerechten Verwendung 
sowie Kostentragung. 

Überwachungs-, Duldungs- und Mitwirkungspflichten 
§ 22. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung die Vorschriften erlassen, 
die zur Überwachung der Einhaltung der Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich 
Marktordnungswaren oder Direktzahlungen erforderlich sind, 
insbesondere betreffend Meldepflichten, Aufzeichnungspflichten, 
Pflichten zur Aufbewahrung von geschäftlichen Unterlagen, zur 
Erteilung von Auskünften, zur Duldung von Besichtigungen der 
Geschäftsräume, Betriebsstätten und -flächen, Unterstützungspflichten, 
Pflichten zur Verwendung von Begleit- und Schlussscheinen, amtliche 
Überwachung der zweck- und fristgerechten Verwendung, Bereitstellung 
von Mustern und Proben sowie Kostentragung. 

Meldepflichten 
§ 113. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur Durchführung von 
Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 erforderlich ist, 

Meldepflichten 
§ 23. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung, soweit dies zur 
Durchführung von Regelungen des gemeinschaftlichen 
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 1. Personen und nicht rechtsfähige Personenvereinigungen zu regelmäßigen 

Aufzeichnungen und Meldungen insbesondere über Mengen an 
Marktordnungswaren und über deren Preise, sowie über landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke mit Zuordnung des Bewirtschafters und mit 
Bebauungsart, 

 2. Börsen, Verwaltungen öffentlicher Märkte und sonstige Stellen, die 
Preisnotierungen oder Preisfeststellungen hinsichtlich Marktordnungswaren 
vornehmen, zur Meldung der Ergebnisse der Notierungen oder 
Feststellungen 

verpflichten. 

Marktordnungsrechts erforderlich ist, 
 1. Personen und nicht rechtsfähige Personenvereinigungen zu 

regelmäßigen Aufzeichnungen und Meldungen insbesondere 
über Mengen an Marktordnungswaren und über deren Preise, 
sowie über landwirtschaftlich genutzte Grundstücke mit 
Zuordnung des Bewirtschafters und mit Bebauungsart, 

 2. Börsen, Verwaltungen öffentlicher Märkte und sonstige Stellen, 
die Preisnotierungen oder Preisfeststellungen hinsichtlich 
Marktordnungswaren vornehmen, zur Meldung der Ergebnisse 
der Notierungen oder Feststellungen 

verpflichten. In der Verordnung können insbesondere die Häufigkeit 
sowie Inhalt und Form der Meldungen und die Art der Übermittlung 
geregelt werden. 

Entnahme von Proben und Kostentragung 
§ 109. Soweit dies zur Durchführung von Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 

oder von Verordnungen auf Grund dieses Abschnittes erforderlich ist, können im 
notwendigen Umfang Muster und Proben ohne Entschädigung entnommen werden 
sowie die aus der Kontrolle und Untersuchung erwachsenden Kosten vom 
Begünstigten eingehoben werden, soweit nicht Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 
entgegenstehen. 

Entnahme von Proben und Kostentragung 
§ 24. Soweit dies zur Durchführung von Regelungen des 

gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich ist, können im 
notwendigen Umfang Muster und Proben ohne Entschädigung 
entnommen werden sowie die aus der Kontrolle und Untersuchung 
erwachsenden Kosten vom Begünstigten eingehoben werden, soweit 
nicht Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts 
entgegenstehen. 

Auskunftserteilung 
§ 114. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes, der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und auch die jeweils zuständigen 
Marktordnungsstellen haben einander die zur Vollziehung dieses Abschnittes und 
von Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
soweit die Daten für die Wahrnehmung der Aufgaben dieser Behörden oder 
Einrichtungen erforderlich sind, wenn die Empfänger der Daten sich diese auf andere 
Weise nicht, nicht mit ausreichender Verläßlichkeit oder nur mit unverhältnismäßig 
höherem Aufwand verschaffen könnten; die Mitteilung kann auch 
automationsunterstützt erfolgen.. 

Auskunftserteilung 
§ 25. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes, der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und auch die 
jeweils zuständigen Marktordnungs- und Zahlstellen haben einander die 
zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes und von Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen, soweit die Daten für die Wahrnehmung der Aufgaben dieser 
Behörden oder Einrichtungen erforderlich sind und wenn die Empfänger 
der Daten sich diese auf andere Weise nicht, nicht mit ausreichender 
Verlässlichkeit oder nur mit unverhältnismäßig höherem Aufwand 
verschaffen könnten; die Mitteilung kann auch automationsunterstützt 
erfolgen. 

(2) Alle Dienststellen von Körperschaften des öffentlichen Rechts (soweit sie (2) Alle Dienststellen von Körperschaften des öffentlichen Rechts 
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nicht als gesetzliche Berufsvertretungen tätig sind) haben gegenüber den 
Abgabenbehörden des Bundes, dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft und der jeweils zuständigen Marktordnungsstelle für 
Zwecke der Durchführung dieses Abschnittes die Verpflichtung zur Beistandspflicht 
gemäß § 158 BAO sinngemäß anzuwenden 

(soweit sie nicht als gesetzliche Berufsvertretungen tätig sind) haben 
gegenüber den Abgabenbehörden des Bundes, dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der 
jeweils zuständigen Marktordnungs- und Zahlstelle für Zwecke der 
Durchführung dieses Bundesgesetzes die Verpflichtung zur 
Beistandspflicht gemäß § 158 BAO sinngemäß anzuwenden. 

Allgemeine Prüfungsrechte und Auskunftspflichten 
§ 115. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft, die jeweils zuständige Marktordnungsstelle und der Rechnungshof 
können alle Auskünfte verlangen, soweit dies eine wesentliche Voraussetzung zur 
Wahrnehmung der ihnen zukommenden Aufgaben zur Durchführung und 
Überwachung von Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich 
Marktordnungswaren ist. Zu diesem Zweck können sie ins besondere die Vorlage 
von geschäftlichen Unterlagen und alle Prüfungen einschließlich des Zutrittes zu 
Geschäfts- und Lagerräumen - im Fall dringender Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung auch zu Wohnräumen - und sonstigen Grundstücken 
verlangen, soweit sie oder ihre mit der Prüfung beauftragten Organe dies für 
erforderlich erachten. 

Allgemeine Prüfungsrechte und Auskunftspflichten 
§ 26. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft, die jeweils zuständige Marktordnungs- und 
Zahlstelle und der Rechnungshof können von den Betriebsinhabern und 
sonstigen Wirtschaftsteilnehmern alle Auskünfte verlangen, soweit dies 
eine wesentliche Voraussetzung zur Wahrnehmung der ihnen 
zukommenden Aufgaben zur Durchführung und Überwachung von 
Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich 
Marktordnungswaren oder Direktzahlungen ist. Zu diesem Zweck 
können sie insbesondere die Vorlage von geschäftlichen Unterlagen und 
alle Prüfungen einschließlich des Zutrittes zu Geschäfts- und 
Lagerräumen – im Fall dringender Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung auch zu Wohnräumen – und sonstigen Grundstücken 
verlangen, soweit sie oder ihre mit der Prüfung beauftragten Organe dies 
für erforderlich erachten. 

 Zulässigkeit der Verwendung von Daten 
§ 27. (1) Folgende personenbezogene Daten von Betriebsinhabern 

und sonstigen Wirtschaftsteilnehmern, deren Verwendung für die jeweils 
zuständige Marktordnungs- und Zahlstelle und den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft eine 
wesentliche Voraussetzung bildet, um die Aufgaben, die in den 
Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich 
Marktordnungswaren oder Direktzahlungen angeführt sind, wahrnehmen 
zu können, können übermittelt werden: 
 1. von der Zentralen Arbeitsgemeinschaft österreichischer 

Rinderzüchter Namen und Anschrift der Betriebsinhaber, Daten 
der Milchleistung sowie die Betriebsnummer gemäß LFBIS-
Gesetz, BGBl. Nr. 448/1980 in der jeweils geltenden Fassung, 

 2. von den Abnehmern im Sinne des Art. 5 lit. e) der Verordnung 
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(EG) Nr. 1788/2000 einzelbetriebliche Daten zur Milchquote, 
Anlieferung und Erhebung der Abgabe, 

 3. von den Zuckerunternehmen gemäß Verordnung (EG) 
Nr. 318/2006, ABl. Nr. L 58 vom 28.2.2006. S. 1 
einzelbetriebliche Daten zu Liefervertrag, gelieferte 
Zuckerrübenmenge, Zuckergehalt und Zuckerrübenabrechnung, 

 4. von den zur Vollziehung der von Art. 4 und 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 erfassten Rechtsnormen zuständigen 
Behörden alle Informationen, die für die Auswahl der 
Kontrollstichprobe gemäß Art. 45 der Verordnung (EG) 
Nr. 796/2004 erforderlich sind, 

 5. von den Gerichten und Verwaltungsstrafbehörden erster Instanz 
alle Informationen über den in Rechtskraft erwachsenen 
Ausgang von eingeleiteten Strafverfahren zu Verstößen, die bei 
landwirtschaftlichen Betrieben im Zusammenhang mit 
Maßnahmen gemäß § 12 festgestellt wurden, 

 6. von der AMA als Kontrollstelle gemäß § 12 Abs. 3 an die zur 
Vollziehung der von Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
erfassten Rechtsnormen zuständigen Behörden die 
personenbezogenen Ergebnisse der Kontrollen, soweit diese für 
die Vollziehung der diesen Behörden übertragenen Aufgaben 
eine wesentliche Voraussetzung sind, und 

 7. von der AMA den für das jeweilige Etikettierungssystem im 
Sinne des Titels II der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000, ABl. 
Nr. L 204 vom 11.8.2004, S. 1 zuständigen unabhängigen 
Kontrollstellen oder Inhabern eines genehmigten 
Etikettierungssystems Daten aus der elektronischen Datenbank. 

(2) Der Bundesminister für Land- und  Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann durch Verordnung zu den in Abs. 1 angeführten 
Datenübermittlungen nähere Details, insbesondere über Zeitpunkt und 
konkreten Umfang festlegen. 
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 Generelle Verordnungsermächtigung 

§ 28. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft kann in aufgrund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Verwaltungsvereinfachung 
 1. von einer gesonderten oder wiederholten Vorlage von bereits 

vorhandenen oder anderweitig einholbaren Unterlagen absehen, 
 2. die Verwendung bestimmter Formblätter oder die Übermittlung 

auf elektronischem Wege vorschreiben, 
 3. Angaben aus elektronischen Datenbanken als Antrag ansehen, 

soweit dies in den Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts zugelassen wird, und 

 4. innerhalb der in Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts vorgegebenen Grenzen Bagatellgrenzen 
bestimmen, in denen von der Auszahlung und Rückforderung 
von Beträgen Abstand genommen werden kann. 

 (2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft kann in den aufgrund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen jedenfalls 
 1. innerhalb des in gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 

enthaltenen zeitlichen Rahmens Fristen oder Termine festlegen, 
 2. innerhalb der in gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 

enthaltenen Grenzen für Mindestantragsmengen oder -flächen 
Mengen oder Flächenausmaße bestimmen und 

 3. repräsentative Erträge, Höchstpreise, Sorten, den Katalog 
meldepflichtiger Waren und sonstige Mengen bestimmen, 
soweit diese aufgrund der gemeinschaftsrechtlichen 
Bestimmungen und der jeweils zugrunde zu legenden Maßstäbe 
bestimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. 

 
4. Abschnitt 

Straf- und Schlussbestimmungen 

Strafbestimmungen Finanzvergehen 
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§ 116. Wer vorsätzlich oder fahrlässig Marktordnungswaren ohne die in § 110 

Abs. 1 bezeichneten Papiere oder ohne Vorlage dieser Papiere einführt oder ausführt, 
begeht ein Finanzvergehen. Die Tat wird mit einer Geldstrafe geahndet, wobei das 
Höchstausmaß bei vorsätzlicher Begehung 72 670 € und bei fahrlässiger Begehung 
36 340 € beträgt. 

§ 29. Wer vorsätzlich oder fahrlässig Marktordnungswaren ohne die 
in § 15 Abs. 1 bezeichneten Dokumente oder ohne Vorlage dieser 
Dokumente einführt oder ausführt, begeht ein Finanzvergehen. Die Tat 
wird mit einer Geldstrafe geahndet, wobei das Höchstausmaß bei 
vorsätzlicher Begehung 72 670 € und bei fahrlässiger Begehung 
36 340 € beträgt. 

§ 117. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, 
wer 
 1. unrichtige oder unvollständige Angaben tatsächlicher Art macht oder 

benutzt, um für sich oder einen anderen eine Lizenz, Erlaubnis, 
Genehmigung, Zulassung, Anerkennung, Bewilligung oder Bescheinigung 
zu erlangen, die nach Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 hinsichtlich 
Marktordnungswaren oder nach Verordnungen auf Grund dieses Abschnittes 
erforderlich sind, oder 

 2. einer nach § 99 Abs. 1, § 99 Abs. 2, auch in Verbindung mit § 100 zweiter 
Satz, § 100, § 101, § 102, § 105 Abs. 2, § 108 oder § 110 Abs. 4 Z 3 
erlassenen Verordnung, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Strafbestimmung verweist, zuwiderhandelt oder 

 3. Geboten, Verboten oder Beschränkungen hinsichtlich der Erzeugung, des 
Anbaus, der Verwendung oder der Vermarktung von Marktordnungswaren, 
die in Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 enthalten sind, zuwiderhandelt 
oder 

 4. Erzeugnisse, die entgegen solchen Verboten oder Beschränkungen 
gewonnen worden sind, gewerbsmäßig in den Verkehr bringt 

und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 36 340 € 
zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

Strafbestimmungen 
§ 30. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 

Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht 
eine Verwaltungsübertretung, wer 
 1. unrichtige oder unvollständige Angaben tatsächlicher Art macht 

oder benutzt, um für sich oder einen anderen eine Lizenz, 
Erlaubnis, Genehmigung, Zulassung, Anerkennung, 
Bewilligung, Bescheinigung oder Direktzahlung zu erlangen, 
die nach Regelungen des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen, nach Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes oder auf Grund von Bundesgesetzen zur 
Durchführung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts und 
dazu erlassener Verordnungen erforderlich sind, oder 

 2. einer nach § 7 Abs. 1 und 2, § 8, § 9, § 10, § 11, § 13 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 4 Z 3 oder § 22 erlassenen Verordnung, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Strafbestimmung 
verweist, zuwiderhandelt oder 

 3. einem Bundesgesetz zur Durchführung des gemeinschaftlichen 
Marktordnungsrechts oder einer dazu erlassenen Verordnung, 
soweit diese für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Strafbestimmung verweisen, zuwiderhandelt, oder 

 4. Geboten, Verboten oder Beschränkungen hinsichtlich der 
Erzeugung, des Anbaus, der Verwendung oder der Vermarktung 
von Marktordnungswaren, die in Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts enthalten sind, 
zuwiderhandelt oder 

 5. Erzeugnisse, die entgegen Verboten oder Beschränkungen nach 
Z 4 gewonnen worden sind, gewerbsmäßig in den Verkehr 
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bringt, 

und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 
36 340 € zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, wer 
 1. entgegen einer Vorschrift in Regelungen im Sinne des § 94 Abs. 2 

hinsichtlich Marktordnungswaren oder in Verordnungen auf Grund dieses 
Abschnittes oder entgegen § 115 

 a) einer Melde-, Aufzeichnungs- oder Aufbewahrungspflicht 
zuwiderhandelt, 

 b) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht fristgemäß 
erteilt, 

 c) Geschäftsunterlagen nicht, nicht vollständig oder nicht fristgemäß vorlegt 
oder die Einsichtnahme in Geschäftspapiere oder sonstige Unterlagen 
nicht gestattet oder 

 d) die Besichtigung von Grundstücken oder Räumen oder eine amtliche 
Überwachung der zweck- oder fristgerechten Verwendung nicht gestattet, 

 2. die Nachprüfung (§ 115) von Umständen, die nach Regelungen im Sinne des 
§ 94 Abs. 2 hinsichtlich Marktordnungswaren, nach diesem Abschnitt oder 
nach Verordnungen auf Grund dieses Abschnittes erheblich sind, dadurch 
verhindert oder erschwert, daß er Bücher oder Aufzeichnungen, deren 
Führung oder Aufbewahrung ihm nach handels- oder steuerrechtlichen 
Vorschriften oder nach einer auf Grund dieses Abschnittes erlassenen 
Verordnung obliegt, nicht oder nicht ordentlich führt, nicht aufbewahrt oder 
verheimlicht. 

Die Verwaltungsübertretung ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 3 630 € zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit 
der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine 
Verwaltungsübertretung, wer 
 1. entgegen einer Vorschrift in Regelungen des gemeinschaftlichen 

Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen oder in Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes oder entgegen Bundesgesetzen zur 
Durchführung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts und 
dazu erlassener Verordnungen oder entgegen § 26 

 a) einer Melde-, Aufzeichnungs- oder Aufbewahrungspflicht 
zuwiderhandelt, 

 b) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
fristgemäß erteilt, 

 c) Geschäftsunterlagen nicht, nicht vollständig oder nicht 
fristgemäß vorlegt oder die Einsichtnahme in 
Geschäftspapiere oder sonstige Unterlagen nicht gestattet 
oder 

 d) die Besichtigung von Grundstücken oder Räumen oder eine 
amtliche Überwachung der zweck- oder fristgerechten 
Verwendung nicht gestattet, 

 2. die Nachprüfung (§ 26) von Umständen, die nach Regelungen 
des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich 
Marktordnungswaren oder Direktzahlungen nach diesem 
Bundesgesetz, nach Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes, nach einem Bundesgesetz zur Durchführung 
des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts oder einer dazu 
erlassenen Verordnung erheblich sind, dadurch verhindert oder 
erschwert, dass er Bücher oder Aufzeichnungen, deren Führung 
oder Aufbewahrung ihm nach handels- oder steuerrechtlichen 
Vorschriften, einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnung, einem Bundesgesetz zur Durchführung des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts oder einer dazu 
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erlassenen Verordnung obliegt, nicht oder nicht ordentlich führt, 
nicht aufbewahrt oder verheimlicht. 

Die Verwaltungsübertretung ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 3 630 € zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

 (3) Für Bestrafungen gemäß Abs. 1 und 2 ist in erster Instanz jene 
Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren Sprengel der Täter 
seinen Hauptwohnsitz hat. Ist der Täter eine juristische Person, eine 
Personengesellschaft des Handelsrechts oder eine eingetragene 
Erwerbsgesellschaft, so ist für die örtliche Zuständigkeit deren Sitz 
maßgebend; bei Fehlen eines Sitzes der Ort, in dem hauptsächlich die 
Tätigkeit ausgeübt wird. 
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Einvernehmen 

§ 119. Soweit Bundesmittel bereitgestellt werden, ist für Verordnungen nach 
diesem Abschnitt das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
erforderlich 

Einvernehmen 
§ 31. Soweit Bundesmittel bereitgestellt werden sowie in 

Angelegenheiten des § 7 Abs. 1 Z 8 ist für Verordnungen nach diesem 
Bundesgesetz das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
erforderlich. 

Inkrafttreten 
§ 120. (1) Dieser Abschnitt tritt 

 1. hinsichtlich der §§ 113 bis 115 mit 1. Juli 1994, 
 2. (Verfassungsbestimmung) hinsichtlich des § 93 und des § 96 Abs. 2 und 
 3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen gleichzeitig mit dem Vertrag über 

den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union 
in Kraft. 

(1a) Die §§ 116 und 117 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 108/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Abschnitts können bereits ab der 
Verlautbarung dieses Bundesgesetzes erlassen werden. Diese Verordnungen treten - 
ausgenommen Verordnungen gemäß § 113 - frühestens mit dem Beitritt Österreichs 
zur Europäischen Union in Kraft. 

Schlussbestimmung 
§ 32. (1) Dieses Bundesgesetz tritt 

 1. (Verfassungsbestimmung) hinsichtlich § 1 mit 1. Jänner 2005, 
 2. hinsichtlich § 8 Abs. 2 und 3 mit 1. Jänner 2005 und 
 3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen mit 1. Juli 2007 
in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten außer Kraft 
 1. (Verfassungsbestimmung) Art. I des 

Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, Art. I der 
Marktordnungsgesetz-Novelle 1985, BGBl. Nr. 291, Art. I der 
Marktordnungsgesetz-Novelle 1986, BGBl. Nr. 183, Art. I und 
Art. II § 53a Abs. 1 der 2. Marktordnungsgesetz-Novelle 1986, 
BGBl. Nr. 208, Art. I der 3. Marktordnungsgesetz-
Novelle 1986, BGBl. Nr. 329, Art. I der 4. 
Marktordnungsgesetz-Novelle 1986, BGBl. Nr. 557, Art. I, 
Art. III Abs. 7 und 5, Art. IV Abs. 3 und Art. VI Abs. 1 Z 2 der 
Marktordnungsgesetz-Novelle 1987, BGBl. Nr. 138, Art. I der 
2. Marktordnungsgesetz-Novelle 1987, BGBl. Nr. 324, Art. I 
der 3. Marktordnungsgesetz-Novelle 1987, BGBl. Nr. 578, 
Art. I der Marktordnungsgesetz-Novelle 1988, BGBl. Nr. 330, 
Art. I der Marktordnungsgesetz-Novelle 1989, BGBl. Nr. 357, 
Art. I der Marktordnungsgesetz-Novelle 1990, BGBl. Nr. 424, 
Art. I und IV der Marktordnungsgesetz-Novelle 1991, BGBl. 
Nr. 380, Art. I der 2. Marktordnungsgesetz-Novelle 1991, 
BGBl. Nr. 396, Art. I und Art. III Z 1 der Marktordnungsgesetz-
Novelle 1992, BGBl. Nr. 373, Art. I, Art. II § 53a _Abs. 2 und 
§ 91c Abs. 1 Z 1 der Marktordnungsgesetz-Novelle 1993, BGBl. 
Nr. 969, Art. I sowie Art. II § 53a Abs. 3, § 91d Z 3, § 93, § 96 
Abs. 2, § 120 Abs. 1 Z 2 und § 121 Abs. 1 der 
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Marktordnungsgesetz-Novelle 1994, BGBl. Nr. 664, Art. I der 
Marktordnungsgesetz-Novelle 1995, BGBl. Nr. 298, und Art. I 
§ 93 des Euro-Umstellungsgesetzes Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft, BGBl. I Nr. 108/2001 und 

 2. das Marktordnungsgesetz 1985, BGBl. Nr. 210 in der Fassung 
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 291/1985, BGBl. Nr. 183/1986, 
BGBl. Nr. 208/1986, BGBl. Nr. 329/1986, BGBl. Nr. 557/1986, 
BGBl. Nr. 138/1987, BGBl. Nr. 324/1987, BGBl. Nr. 578/1987, 
BGBl. Nr. 330/1988, BGBl. Nr. 357/1989, BGBl. Nr. 424/1990, 
BGBl. Nr. 380/1991, BGBl. Nr. 396/1991, BGBl. Nr. 373/1992, 
BGBl. Nr. 969/1993, BGBl. Nr. 664/1994, BGBl. Nr. 298/1995, 
BGBl. I Nr. 125/1998 und BGBl I Nr. 108/2001 sowie den 
Kundmachungen BGBl. I Nr. 18/2006 und BGBl. I 
Nr. 156/2006. 

(3) Verordnungen nach diesem Bundesgesetz können ab der 
Verlautbarung dieses Bundesgesetzes erlassen werden. Sie treten jedoch 
frühestens mit 1. Juli 2007 in Kraft. 

 Verweisung in anderen Rechtsvorschriften 
§ 33. Soweit in anderen Bundesgesetzen auf das 

Marktordnungsgesetz 1985 verwiesen wird, gelten diese Bezugnahmen 
als Bezugnahmen auf die entsprechenden Bestimmungen des 
MOG 2007. 

 Personenbezogene Bezeichnungen 
§ 34. Bei den in diesem Bundesgesetz verwendeten 

personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide 
Geschlechter. 
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Vollziehung 

§ 121. (1) (Verfassungsbestimmung) Mit der Vollziehung des § 93 und des 
§ 96 Abs. 2 ist die Bundesregierung betraut. 

(2) Soweit in den übrigen Bestimmungen dieses Abschnitts nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist, ist mit der Vollziehung der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, in Angelegenheiten jedoch, 
 1. die den Wirkungsbereich eines anderen Bundesministers betreffen, dieser 

Bundesminister 
 2. die den Wirkungsbereich der Bundesregierung betreffen, die 

Bundesregierung 
betraut. 

Vollziehung 
§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. die Bundesregierung hinsichtlich des § 1, 
 2. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen hinsichtlich der § 15 Abs. 4, § 18 Abs. 2, § 25 und 
§ 31, 

 3. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich der § 6 Abs. 3 und 
§ 29 und 

 4. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hinsichtlich der übrigen Bestimmungen. 

Artikel 3 Artikel 3 

AMA-Gesetz 1992 
Änderung des AMA-Gesetzes 1992 

§ 1: 
§ 1. (Verfassungsbestimmung)Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, 

wie sie im vorliegenden Bundesgesetz enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind 
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das B-VG etwas anderes 
vorsieht. Soweit durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von 
Bundesgesetzen erlassen werden, Aufgaben an die Agrarmarkt Austria (AMA) 
übertragen werden, können diese Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als 
Bundesbehörde versehen werden. 

1. (Verfassungsbestimmung) § 1 lautet: 
„§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung und Aufhebung 

von Vorschriften, wie sie im vorliegenden Bundesgesetz enthalten sind, 
sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, 
hinsichtlich derer das B-VG etwas anderes vorsieht. Soweit durch 
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von 
Bundesgesetzen erlassen werden, Aufgaben an die Agrarmarkt Austria 
(AMA) übertragen werden, können diese Angelegenheiten von der AMA 
unmittelbar als Bundesbehörde versehen werden.“ 

§ 4 Abs. 1: 
(1) Organe der AMA sind 

 1. der Vorstand, 
 2. der Verwaltungsrat, 
 3. die Fachausschüsse und 
 4. der Kontrollausschuss 

2. § 4 Abs. 1 lautet: 
„(1) Organe der AMA sind 

 1. der Vorstand, 
 2. der Verwaltungsrat und 
 3. der Kontrollausschuss.“ 
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§ 11 Abs. 1: 
(1) Mitglieder des Verwaltungsrats sind: 

 1. vier Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs, darunter der Vorsitzende, 

 2. vier Vertreter der Bundesarbeitskammer, darunter der erste Stellvertreter des 
Vorsitzenden, 

 3. vier Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich, darunter der zweite 
Stellvertreter des Vorsitzenden und 

 4. vier Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbunds, darunter der dritte 
Stellvertreter des Vorsitzenden. 

3. § 11 Abs. 1 lautet: 
„(1) Mitglieder des Verwaltungsrats sind: 

 1. drei Vertreter der Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern Österreichs (Landwirtschaftskammer 
Österreich - LKÖ), darunter der Vorsitzende, 

 2. drei Vertreter der Bundesarbeitskammer, darunter der erste 
Stellvertreter des Vorsitzenden, 

 3. drei Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich, darunter der 
zweite Stellvertreter des Vorsitzenden und 

 4. drei Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbunds, 
darunter der dritte Stellvertreter des Vorsitzenden.“ 

 4. Nach § 11 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
„(3a) Für die mit Wirksamkeit vom 1. Juli 2007 erfolgende neue 

Zusammensetzung des Verwaltungsrats sind die in Abs. 1 genannten 
Mitglieder bis 5. Juli 2007 namhaft zu machen.“ 

§ 12. 
§ 12. Der Verwaltungsrat 

 7. setzt Fachausschüsse ein und bestellt deren Vorsitzende sowie deren 
Stellvertreter, 

 8. setzt einen Kontrollausschuss zur Prüfung der Gebarung der AMA und des 
Jahresabschlusses ein, bestellt dessen Mitglieder sowie dessen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter und beruft sie ab, 

 9. unterbreitet dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft Vorschläge in Angelegenheiten der landwirtschaftlichen 
Märkte, 

 10. vollzieht die Aufgaben des eigenen Wirkungsbereichs, soweit hiefür nicht 
der Vorstand zuständig ist, 

5. § 12 Z 7 entfällt; die Z 8 bis 10 werden als Z 7, 8 und 9 bezeichnet. 

 11. kann in Angelegenheiten, in denen ein Fachausschuss zur Entscheidung 
zuständig ist, die Zuständigkeit an sich ziehen, wenn der jeweilige 
Fachausschuss innerhalb von drei Monaten keinen gültigen Beschluss fasst 
oder ein Viertel der Mitglieder des jeweiligen Fachausschusses den 
Übergang der Zuständigkeit zur Entscheidung an den Verwaltungsrat 

65. § 12 Z 11 entfällt; die Z 12 und 13 werden als Z 10 und 11 
bezeichnet. 
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verlangt, 

 12. kann durch Verordnung nähere Vorschriften erlassen, die für die Markt- und 
Preisberichterstattung gemäß § 3 Abs. 1 zur Wahrnehmung der durch Gesetz 
oder Verordnungen übertragenen Aufgaben notwendig sind und nur soweit 
keine Verordnungen gemäß § 113 MOG zu erlassen sind, 

 7. In § 12 Z 10 werden das Zitat „gemäß § 113 Marktordnungsgesetz“ 
durch das Zitat „gemäß § 23 MOG 2007“ und am Ende der Beistrich 
durch ein „und“ ersetzt. 

 13. kann Fachbeiräte einsetzen, wobei diese Fachbeiräte aus mindestens je 
einem Vertreter der in § 11 Abs. 1 genannten Stellen bestehen und den 
Vorsitz ein von der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs namhaft gemachtes Mitglied führt. Die näheren Bestimmungen 
sind in der Geschäftsordnung festzulegen. Für die Teilnahme an den 
Sitzungen ist hinsichtlich der Reise- und Aufenthaltsgebühren § 13 Abs. 2 
anzuwenden, 

8. In § 12 Z 11 werden die Wortfolge „Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern Österreichs“ durch die Wortfolge 
„Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
(Landwirtschaftskammer Österreich - LKÖ)“ und am Ende der Beistrich 
durch einen Punkt ersetzt. 

 14. hat durch Verordnung kostendeckende Tarife für die Leistungen des 
Qualitätslabors festzulegen. Diese Verordnung bedarf der Zustimmung des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft und des Bundesministers für Finanzen. 

9. § 12 Z 14 entfällt. 
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§§ 15 und 16: 
Fachausschüsse 

§ 15. (1) Der Verwaltungsrat setzt für die warenbezogenen Fachbereiche 
Fachausschüsse ein. Die Fachausschüsse haben ihre behördliche Tätigkeit mit 1. Juli 
1993 aufzunehmen. 

(2) Für folgende Geschäftsbereiche sind Fachausschüsse einzurichten: 
 1. Milch und Milchprodukte, 
 2. Getreide und daraus hergestellte Erzeugnisse sowie Pflanzen aus 

Alternativkulturen des Getreidebaus 
 3. Mühlen (Vermahlung von Weizen, Roggen und Triticale zu Mahlprodukten 

in Mühlen) und 
 4. Vieh und Fleisch. 

(3) Die Fachausschüsse bestehen aus je zwei Mitgliedern und Ersatzmitgliedern 
der in § 11 Abs. 1 genannten Stellen. Hiebei ist § 11 Abs. 3 bis 6 anzuwenden. 

(4) An den Sitzungen der Fachausschüsse hat das für den jeweiligen 
Geschäftsbereich zuständige Vorstandsmitglied mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Weiter kann der Vorstandsvorsitzende mit beratender Stimme 
teilnehmen. 

(5) Den Vorsitz in den Fachausschüssen gemäß Abs. 2 Z 1, 2 und 4 führt jeweils 
ein von der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs und im 
Fachausschuss gemäß Abs. 2 Z 3 ein von der Wirtschaftskammer Österreich namhaft 
gemachtes Mitglied. Hinsichtlich des Vorsitzenden-Stellvertreters legt die 
Geschäftsordnung jeweils eine weitere gemäß § 11 Abs. 1 entsendungsberechtigte 
Stelle fest, von der ein Mitglied für diese Funktion namhaft zu machen ist. 

(6) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind ehrenamtlich tätig. § 13 Abs. 2 ist 
anzuwenden. 

(7) Die Fachausschüsse sind beschlussfähig, wenn mindestens drei Viertel der 
Mitglieder, unter denen sich der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter befinden 
muss, anwesend sind. Gültige Beschlüsse sind mit einer Mehrheit von vier Fünfteln 
der abgegebenen Stimmen zu fassen. Beschlüsse der Fachausschüsse sind jeweils 
vom Vorsitzenden oder im Verhinderungsfall von dessen Stellvertreter zu 
unterzeichnen. 

10. Die §§ 15 und 16 entfallen. 
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(8) Jede der in § 11 Abs. 1 genannten Stellen ist berechtigt, zu den Sitzungen 

der Fachausschüsse Sachverständige heranzuziehen. Den Sachverständigen gebühren 
für ihre Tätigkeit weder Sitzungsgelder noch Reise- und Aufenthaltsgebühren. 

Aufgaben der Fachausschüsse 
§ 16. Mit Ausnahme der dem Verwaltungsrat vorbehaltenen Aufgaben hat 

 1. der Fachausschuss für Milch und Milchprodukte die dem 
Milchwirtschaftsfonds übertragenen Angelegenheiten, 

 2. der Fachausschuss für Getreide, daraus hergestellte 
Verarbeitungserzeugnisse sowie Pflanzen aus Alternativkulturen des 
Getreidebaus die dem Getreidewirtschaftsfonds übertragenen 
Angelegenheiten, 

 3. der Fachausschuss für Mühlen (Vermahlung von Weizen, Roggen und 
Triticale zu Mahlprodukten in Mühlen) die dem Mühlenfonds übertragenen 
Angelegenheiten und 

 4. der Fachausschuss Vieh und Fleisch die der Vieh- und Fleischkommission 
und der Unterkommission der Vieh- und Fleischkommission übertragenen 
Angelegenheiten 

wahrzunehmen, soweit diese nicht auf Grund der Geschäftsordnung zur 
selbständigen Erledigung dem Vorstand oder einzelnen Vorstandsmitgliedern 
übertragen wurden. 
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§ 19 Abs. 4: 
(4) Der Finanzplan für das nächste Jahr (einschließlich des Personalplanes) ist 

samt Erläuterung dem Verwaltungsrat bis 15. April des laufenden Jahres zur 
Beschlussfassung vorzulegen. Der Beschluss des Verwaltungsrates ist dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und 
dem Bundesminister für Finanzen bis spätestens 15. Mai des laufenden Jahres zu 
übermitteln. 

11. § 19 Abs. 4 lautet: 
„(4) Der Finanzplan für das nächste Jahr (einschließlich des 

Personalplanes) ist samt Erläuterung dem Verwaltungsrat bis 30. Juni 
des laufenden Jahres zur Beschlussfassung vorzulegen. Der Beschluss 
des Verwaltungsrates ist dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Bundesminister 
für Finanzen bis spätestens 15. Juli des laufenden Jahres zu übermitteln. 
Soweit dies zur Erstellung des Bundeshaushalts erforderlich erscheint, 
hat die AMA auf Aufforderung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vor dem im ersten Satz 
genannten Termin eine Schätzung des Mittelbedarfs vorzulegen.“ 

§ 19 Abs. 5: 
(5) Der Finanzplan (einschließlich des Personalplanes) bedarf vor seinem 

Wirksamwerden der Zustimmung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und des Bundesministers für 
Finanzen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht bis 30. Oktober des 
laufenden Jahres versagt wird. 

12. In § 19 Abs. 5 wird die Wortfolge „bis 30. Oktober des laufenden 
Jahres“ durch  die Wortfolge „bis 31. Oktober des laufenden Jahres“ 
ersetzt. 

§ 19a: 
§ 19a. (1) Für die Zugehörigkeit zur Rechnung eines Finanzjahres ist unter 

Berücksichtigung der Abs. 2 und 3 der Zeitpunkt maßgebend, in dem die Einnahmen 
zufließen und die Ausgaben geleistet werden. Die Ausgaben gelten im Rahmen der 
Rechnungslegung auch als tatsächlich geleistet, wenn der für die Zahlung der AMA 
bestimmte Datenträger oder sein Inhalt von der Buchhaltung an die 
Kreditunternehmung weitergegeben worden ist. 

(2) Ausgaben für Schulden, die im abgelaufenen Finanzjahr entstanden und 
fällig geworden sind und über die entweder eine Rechnung bis spätestens zum 
Ablauf dieses Finanzjahres eingelangt ist oder die bis zu diesem Zeitpunkt anerkannt 
worden sind, dürfen noch bis zum 20. Jänner des folgenden Jahres zu Lasten des 
Finanzplanes des abgelaufenen Jahres geleistet werden. 

(3) Zahlungen der AMA, die wegen ihrer zeitgerechten Leistung im folgenden 
Finanzjahr vor dessen Beginn angewiesen werden, sind dem Finanzjahr zuzurechnen, 
in dem die Fälligkeit liegt. 

13. § 19a entfällt. 
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§ 19b: 
Ermächtigung zur Kreditaufnahme 

§ 19b. Die AMA wird ermächtigt, zur Finanzierung der Durchführung von 
Maßnahmen im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen gemäß Abschnitt F 
des Marktordnungsgesetzes 1985 Kredite aufzunehmen. Die Kreditaufnahme erfolgt 
in dem Umfang, in dem Ausgaben geleistet werden müssen und entsprechende Mittel 
aus dem Gemeinschaftshaushalt noch nicht zur Verfügung gestellt sind. Zur 
Aufnahme der Kredite ist die Zustimmung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und des Bundesministers für Finanzen 
erforderlich. 

§ 40 Abs. 5 und 6: 
(5) Daten, die von der AMA im Rahmen der Vollziehung von gemäß § 3 Abs. 2 

Z 3 oder gemäß Abschnitt F des Marktordnungsgesetzes 1985 übertragenen 
Aufgaben oder im Rahmen der Vollziehung des 2. Abschnitts ermittelt und 
verarbeitet werden, dürfen abweichend von § 21h Abs. 2 innerhalb der AMA zum 
Zwecke des wechselweisen Datenabgleichs übermittelt werden. 

(6) Die AMA kann Daten, die im Rahmen der Vollziehung von gemäß § 3 
Abs. 2 Z 3 oder Abschnitt F des Marktordnungsgesetzes 1985 übertragenen 
Aufgaben ermittelt und verarbeitet werden, 

14. In § 19b und § 40 Abs. 5 und 6 wird jeweils die Wortfolge 
„Abschnitt F des Marktordnungsgesetzes 1985“ durch die Wortfolge 
„MOG 2007“ ersetzt. 

§ 20 Abs. 1: 
§ 20. (1) Die Abschlussrechnung über die im Rahmen des Finanzplanes 

getätigten Einnahmen und Ausgaben ist unter Beachtung der Bestimmungen über die 
zeitliche Abgrenzung mit Stichtag 31. Dezember eines jeden Jahres in Form eines 
Jahresabschlusses durch Gegenüberstellung des genehmigten Finanzplanes mit dem 
tatsächlichen Gebarungsvollzug samt Erläuterungen entsprechend den 
Bestimmungen der Rechnungslegungsverordnung, BGBl. Nr. 150/1990, in der 
jeweils geltenden Fassung aufzustellen. Die im Jahresabschluss ausgewiesenen 
Ergebnisse müssen mit den Verrechnungsdaten der Buchhaltung übereinstimmen. 

15. § 20 Abs. 1 lautet: 
„(1) Der Jahresabschluss des Haushaltsbereiches und der 

Lagebericht sind unter sinngemäßer Anwendung der §§ 189 – 
ausgenommen § 198 Abs. 8 Z 4 lit. b) - bis 243 
Unternehmensgesetzbuch - UGB, dRGBl. S. 219/1897 in der jeweils 
geltenden Fassung, zu erstellen und durch einen Abschlussprüfer unter 
sinngemäßer Anwendung der §§ 268 bis 276 UGB zu prüfen.“ 

§ 20 Abs. 4: 
(4) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und, soweit ein Entlastungsbeschluss 

vorliegt, den Entlastungsbeschluss des Verwaltungsrates bis 15. März des der 
Gültigkeit des Finanzplanes nachfolgenden Jahres dem Bundesminister für Land- 

165. § 20 Abs. 4 lautet: 
„(4) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht 

und, soweit ein Entlastungsbeschluss vorliegt, den Entlastungsbeschluss 
des Verwaltungsrates bis 31. Mai des nachfolgenden Jahres dem 
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und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Bundesminister für 
Finanzen vorzulegen. Die Entlastung wird nur wirksam, wenn sie von den 
Bundesministern für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und 
für Finanzen bestätigt worden ist. Diese Bestätigung gilt als erteilt, wenn sie nicht 
binnen eines Monats nach Einlangen des schriftlichen Entlastungsbeschlusses bei den 
Bundesministern (Datum des Eingangstempels) versagt wird. 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft und dem Bundesminister für Finanzen vorzulegen. Die 
Entlastung wird nur wirksam, wenn sie von beiden Bundesministern 
bestätigt worden ist. Diese Bestätigung gilt als erteilt, wenn sie nicht 
binnen eines Monats nach Einlangen des schriftlichen 
Entlastungsbeschlusses bei den Bundesministern (Datum des 
Poststempels) versagt wird.“ 
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§ 21a Z 1: 
 1. zur Förderung und Sicherung des Absatzes von inländischen 

land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen und daraus 
hergestellten Erzeugnissen 

17. § 21a Z 1 lautet: 
 „1. zur Förderung des Absatzes von land- und forstwirtschaftlichen 

Erzeugnissen und daraus hergestellten Erzeugnissen;“ 

§ 21b Z 3: 
 3. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb: Abnehmer im Sinne des Art. 9 lit. e 

der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates über die Erhebung einer 
Zusatzabgabe im Milchsektor 

18. In § 21b Z 3 wird die Wortfolge „Abnehmer im Sinne des Art. 9 lit. e 
der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates über die Erhebung einer 
Zusatzabgabe im Milchsektor“ durch die Wortfolge „Abnehmer im Sinne 
des Art. 5 lit. e der Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 über die Erhebung 
einer Abgabe im Milchsektor (ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003, S. 123)“ 
ersetzt. 

§ 21b Z 8: 
 8. Kälber: Jungrinder bis 220 kg, die zum Schlachten bestimmt sind und 

ausschließlich mit Milch und Milchaustauschfutter gefüttert werden; 

19. § 21b Z 8 lautet: 
 „8. Kälber: Jungrinder bis zu sechs Monaten, die zum Schlachten 

bestimmt sind;“ 

 20. In § 21b wird am Ende der Z 15 der Punkt durch einen Strichpunkt 
ersetzt und folgende Z 16 angefügt: 
 „16. Erstmaliges Inverkehrbringen von Wein: 
 a) Zukauf von Wein in Behältnissen mit einem Inhalt über 

50 Liter samt Abfüllung dieses zugekauften Weines in 
Behältnissen mit einem Inhalt unter 50 Liter oder 

 b) Erzeugung von Wein aus zugekauften Trauben samt 
Abfüllung dieses aus zugekauften Trauben erzeugten Weines 
in Behältnissen mit einem Inhalt unter 50 Liter oder 

 c) Verbringung oder Export dieses zugekauften oder aus 
zugekauften Trauben erzeugten Weines in Behältnissen mit 
einem Inhalt über 50 Liter außerhalb des Bundesgebietes.“ 

§ 21c Abs. 1 Z 9: 
 9. erstmaligem Inverkehrbringen von Wein in Behältnissen mit einem Inhalt 

bis zu 50 Liter sowie in Behältnissen mit einem Inhalt über 50 Liter, soweit 
diese außerhalb des Bundesgebietes verbracht werden, ist nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen ein Beitrag zu entrichten. 

21. § 21c Abs. 1 Z 9 lautet: 
„9. erstmaligem Inverkehrbringen von Wein“ 

§ 21d: 22. § 21d samt Überschrift lautet: 
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Beitragshöhe 

§ 21d. (1) Die AMA hat bis Ende Oktober jedes Jahres für das nächstfolgende 
Kalenderjahr durch Verordnung die Beitragshöhe für die in § 21c Abs. 1 Z 1 bis 7 
genannten Erzeugnisse unter Bedachtnahme auf die Marktlage der jeweiligen 
Erzeugnisse und die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Durchführung von 
Marketingmaßnahmen, höchstens aber bis zu den in Abs. 2 jeweils angeführten 
Sätzen, festzusetzen. Dabei ist insbesondere auf die Absatzentwicklung und die 
Erlössituation inländischer Erzeugnisse in Österreich und im Ausland Rücksicht zu 
nehmen. 

„Beitragshöhe 
§ 21d. (1) Die AMA hat durch Verordnung die Beitragshöhe für die 

in § 21c Abs. 1 Z 1 bis 7 genannten Erzeugnisse unter Bedachtnahme auf 
die Marktlage der jeweiligen Erzeugnisse und die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der Durchführung von Marketingmaßnahmen, 
höchstens aber bis zu den in Abs. 2 jeweils angeführten Sätzen, 
festzusetzen. Dabei ist insbesondere auf die Absatzentwicklung und die 
Erlössituation inländischer Erzeugnisse in Österreich und im Ausland 
Rücksicht zu nehmen. 

(1a) Für das Kalenderjahr 1996 sind die Beitragssätze für die in Abs. 2 Z 9 bis 
16 genannten Erzeugnisse abweichend von Abs. 1 durch die AMA bis 31. August 
1996 festzusetzen. 

(1a) Die durch Verordnung der AMA, Verlautbarungsblatt der 
AMA Nr. 11/2006, für das Kalenderjahr 2007 festgesetzten Beitragssätze 
bleiben bis zu einer Neufestsetzung gemäß Abs. 1 weiter in Geltung. 

(2) Der Höchstbeitrag beträgt Schilling je Bezugseinheit 
 1. Milch ................      5,45 € je t 

übernommene Milch 
 2. Getreide ..............      3,27 € je t 

Handelsvermahlung 
 3. Rinder, zum Schlachten bestimmt ............... 10,90 € je Stück 

geschlachtetem Rind 
 4. Kälber, zum Schlachten bestimmt ................  2,18 € je Stück 

geschlachtetem Kalb 
 5. Schweine, zum Schlachten bestimmt ..      2,18 € je Stück 

geschlachtetem Schwein 
 6. Lämmer, Schafe, zum Schlachten bestimmt ..  2,18 € je Stück 

geschlachtetes Lamm, Schaf 
 7. Schlachtgeflügel .....     2,18 € je 100 kg 

Lebendgewicht 
 8. Legehennen ...........     6,54 € je 100 Stück 

Legehennen 
 9. Gemüse, im Glashaus gezogen .....................  726,73 € je ha 
 10. Gemüse, im Folienhaus gezogen ................... 508,71 € je ha 
 11. Frischmarktgemüse intensiv (mit mindestens zwei Ernten pro Jahr und 

Fläche) ..      94,47 € je ha 

(2) Der Höchstbeitrag in Euro je Bezugseinheit beträgt für 
 1. Milch 5,50 € je t übernommene Milch 
 2. Getreide 3,50 € je t Handelsvermahlung 
 3. Rinder, zum Schlachten bestimmt 11,00 € je Stück 

geschlachtetes Rind 
 4. Kälber, zum Schlachten bestimmt 2,50 € je Stück geschlachtetes 

Kalb 
 5. Schweine, zum Schlachten bestimmt 2,50 € je Stück 

geschlachtetes Schwein 
 6. Lämmer, Schafe, zum Schlachten bestimmt 2,50 € je Stück 

geschlachtetes Lamm, Schaf 
 7. Schlachtgeflügel 2,50 € je 100 kg Lebendgewicht 
 8. Legehennen 7,00 € je 100 Stück Legehennen 
 9. Gemüse, im Glashaus gezogen 727,00 € je ha 
 10. Gemüse, im Folienhaus gezogen 509,00 € je ha 
 11. Frischmarktgemüse intensiv (mit mindestens zwei Ernten pro 

Jahr und Fläche) 94,50 € je ha 
 12. Frischmarktgemüse extensiv (eine Ernte pro Jahr und Fläche) 

47,50 € je ha 
 13. Einlegegurken 36,50 € je ha 
 14. sonstiges Verarbeitungsgemüse 15,00 € je ha 
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 12. Frischmarktgemüse extensiv (eine Ernte pro Jahr und Fläche) ……….. 

       47,24 € je ha 
 13. Einlegegurken ..............    36,34 € je ha 
 14. sonstiges Verarbeitungsgemüse …..   14,53 € je ha 
 15. Intensivobstanbau ....    72,67 € je ha 
 16. Kartoffeln ...........     29,07 € je ha 
 17. Gartenbauerzeugnisse .    2,18 € je zehn 

Flächeneinheiten 

 15. Intensivobstbau 73,00 € je ha 
 16. Kartoffeln 29,50 € je ha 
 17. Gartenbauerzeugnisse 2,50 € je zehn Flächeneinheiten. 

(3) Der Beitrag beträgt für Wein ........................  54,50 € je Hektar 
Weingartenfläche sowie…   1,09 € je 100 Liter Wein.  

(3) Für Wein beträgt der Beitrag 55,00 € je ha Weingartenfläche 
(Flächenbeitrag) und 1,10 € je 100 l Wein (Literbeitrag). 

(4) Die AMA wird ermächtigt, durch Verordnung hinsichtlich der 
Entrichtung des Agrarmarketingbeitrags für Wein nähere Bestimmungen 
festzulegen, insbesondere die Voraussetzungen und näheren 
Bedingungen, unter denen ein bereits entrichteter Flächenbeitrag auf den 
Literbeitrag angerechnet werden kann.“ 
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§ 21e Abs. 1 Z 3: 
 3. für Rinder, Kälber, Schweine, Lämmer und Schafe, die zum Schlachten 

bestimmt sind, der Inhaber des Betriebs, in dem die der 
Untersuchungspflicht nach dem Fleischuntersuchungsgesetz, BGBl. 
Nr. 522/1982, unterliegenden Tiere geschlachtet werden und monatlich 
jeweils mehr als fünf Tiere geschlachtet werden 

23. In § 21e Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge „Fleischuntersuchungsgesetz, 
BGBl. Nr. 522/1982“ durch die Wortfolge „Lebensmittelsicherheits- und 
Verbraucherschutzgesetz – LMSVG, BGBl. I Nr. 13/2006 in der jeweils 
geltenden Fassung,“ ersetzt. 

§ 21e Abs. 1 Z 6: 
 6. für Gemüse und Obst der Bewirtschafter der Gemüse- und 

Obstanbauflächen, soweit die Flächen je Bewirtschafter bei Glashaus- oder 
Folienhausbewirtschaftung ein Mindestausmaß von 400 m2, bei 
Freilandbewirtschaftung ein Mindestausmaß von 0,25 ha aufweisen; 

24. § 21e Abs. 1 Z 6 lautet: 
 „6. für Gemüse und Obst der Bewirtschafter der Gemüse- und 

Obstanbauflächen, soweit die Flächen je Bewirtschafter bei 
Glashaus- oder Folienbewirtschaftung ein Mindestausmaß von 
400 m², bei Freilandbewirtschaftung ein Mindestausmaß von 
0,5 ha aufweisen;“ 

§ 21e Abs. 1 Z 9: 
 9. für Wein hinsichtlich des Flächenbeitrags der Bewirtschafter der 

Weingartenflächen, die je Bewirtschafter ein Gesamtausmaß von 0,3 ha 
übersteigen, sowie hinsichtlich des Beitrags auf die abgefüllte Menge die 
Winzergenossenschaft oder der Inhaber des Handelsbetriebes, die (der) 
Wein, der in Behältnissen mit einem Inhalt bis zu 50 Liter abgefüllt ist, 
erstmals in Verkehr bringt oder in Behältnissen mit einem Inhalt über 50 
Liter außerhalb des Bundesgebietes verbringt. 

25. § 21e Abs. 1 Z 9 lautet: 
 „9. für Wein hinsichtlich des Flächenbeitrags der Bewirtschafter der 

Weingartenflächen, die je Bewirtschafter ein Gesamtausmaß 
von 0,5 ha übersteigen, sowie hinsichtlich des Literbeitrags die 
Winzergenossenschaft oder der Inhaber des Handelsbetriebes, 
die (der) Wein erstmals in Verkehr bringt.“ 

§ 21g Abs. 1: 
(1) Der Beitragsschuldner hat bis zu dem in § 21f Abs. 2 oder 3 genannten 

Termin unter Verwendung eines hiefür von der AMA aufgelegten Vordrucks eine 
Beitragserklärung einzureichen, in der er in den Fällen des § 21f Abs. 1 Z 1 bis 3 den 
für den Vormonat zu entrichtenden Beitrag, in den Fällen des § 21f Abs. 1 Z 5 den 
für das Vorjahr und in den Fällen des § 21f Abs. 1 Z 4 und 6 den für die jeweils 
vorangehenden drei Monate zu entrichtenden Beitrag selbst zu berechnen hat. 

26. In § 21g Abs. 1 wird die Wortfolge „in den Fällen des § 21f Abs. 1 
Z 5 den für das Vorjahr“ durch die Wortfolge „in den Fällen des § 21f  
Abs. 1 Z 5 lit. a den für das laufende Jahr und in den Fällen des § 21f 
Abs. 1 Z 5 lit. b und c den für das Vorjahr“ ersetzt. 

§ 21g Abs. 3 letzter SAtz: 
Bei verspäteter Entrichtung kann die AMA, soweit es im Einzelfall keine unbillige 
Härte bedeutet, Verzugszinsen vorschreiben, deren Höhe den Diskontsatz der 
Österreichischen Nationalbank um 3 vH übersteigt. 

27. § 21g Abs. 3 letzter Satz lautet: 
„Bei verspäteter Entrichtung kann die AMA, soweit es im Einzelfall 
keine unbillige Härte bedeutet, Säumniszuschläge vorschreiben.“ 

37 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - Agrarrechtsänderung_2007 TGÜ 45 von 62



 

46 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 28. Nach §  21l Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Für Bestrafungen gemäß Abs. 1 ist in erster Instanz jene 
Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren Sprengel der 
Beitragsschuldner seinen Hauptwohnsitz hat. Ist der Beitragsschuldner 
eine juristische Person, eine Personengesellschaft des Handelsrechts oder 
eine eingetragene Erwerbsgesellschaft, so ist für die örtliche 
Zuständigkeit deren Sitz maßgebend; bei Fehlen eines Sitzes der Ort, in 
dem hauptsächlich die Tätigkeit ausgeübt wird.“ 

§ 22 Abs. 3: 
(3) Dienstverträge von Dienstnehmern der AMA, welche ab 1. April 1995 

abgeschlossen werden, haben sich möglichst weitgehend an den für vergleichbare 
Bundesbedienstete gemäß Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, bzw. 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, beide jeweils in der geltenden 
Fassung, geltenden Bestimmungen zu orientieren. Die näheren Bestimmungen hat 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen durch Verordnung festzulegen. 

29. § 22 Abs. 3 lautet: 
„(3) Wenn kein Kollektivvertrag gilt, hat der Verwaltungsrat der 

AMA Richtlinien für die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse neu 
aufgenommener Arbeitnehmer zu erlassen.“ 

 30. Nach § 22 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt: 
„(4) Der Verwaltungsrat der AMA ist auf Arbeitgeberseite für die 

Regelung der Arbeitsverhältnisse der Dienstnehmer der AMA 
kollektivvertragsfähig.“ 
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§ 25 Abs. 1: 
§ 25. (1) Zur Ausübung des Aufsichtsrechts ist der Bundesminister für Land- 

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu den Sitzungen des 
Verwaltungsrates und der Fachausschüsse einzuladen. Er kann sich durch 
Bedienstete seines Bundesministeriums vertreten lassen 

31. In § 25 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „und der Fachausschüsse“. 

§ 29 Abs. 3 und 4: 
(3) Soweit auf Grund des Marktordnungsgesetzes 1985, des 

Mühlengesetzes 1981 oder des Viehwirtschaftsgesetzes 1983 Berufungen zulässig 
sind, kann gegen Bescheide des zuständigen Organs der AMA Berufung an den 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und 
hinsichtlich des Geschäftsbereichs Mühlen jedoch an den Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten erhoben werden. 

(4) Soweit bei der Durchführung von Verwaltungsverfahren die Vorschriften 
der Bundesabgabenordnung anzuwenden sind, kann der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter sinngemäßer Heranziehung 
des § 86a BAO durch Verordnung festlegen, dass und unter welchen 
Voraussetzungen Anbringen im Wege automationsunterstützter Datenübertragung 
eingereicht werden können 

32. § 29 Abs. 3 und 4 lauten: 
„(3) Soweit auf Grund des Marktordnungsgesetzes 1985, des 

Mühlengesetzes 1981, des Viehwirtschaftsgesetzes 1983 oder des 
MOG 2007 Berufungen zulässig sind, kann gegen Bescheide des 
zuständigen Organs der AMA Berufung an den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und 
hinsichtlich des Geschäftsbereichs Mühlen an den Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten erhoben werden. 

(4) Soweit bei der Durchführung von Verwaltungsverfahren die 
Vorschriften der Bundesabgabenordnung anzuwenden sind, kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft unter sinngemäßer Heranziehung der §§ 86a, 90a und 
97 Abs. 3 BAO durch Verordnung festlegen, dass und unter welchen 
Voraussetzungen Anbringen im Wege automationsunterstützter 
Datenübertragung eingereicht werden können.“ 

§ 31 Abs. 1: 
§31. (1) Die AMA ist von den Stempel- und Rechtsgebühren, den 

Bundesverwaltungsabgaben und den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren 
befreit. 

33. § 31 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die AMA ist von den Stempel- und Rechtsgebühren und von 

den Bundesverwaltungsabgaben befreit.“ 

§ 31 Abs. 3: 
(3) Eingaben und Amtshandlungen im Rahmen der Vollziehung des 

gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts im Sinne des § 94 
Marktordnungsgesetz 1985 sind von den Stempelgebühren sowie von den 
Bundesverwaltungsabgaben befreit 

34. In § 31 Abs. 3 wird die Wortfolge „im Sinne des § 94 
Marktordnungsgesetz 1985“ durch die Wortfolge „im Sinne des § 3 
MOG 2007“ ersetzt. 

 35. § 39a samt Überschrift lautet: 
„Errichtung von Gesellschaften 
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§ 39a. Die AMA kann für die Durchführung der ihr gemäß § 3 

Abs. 1 zugewiesenen Aufgaben Kapitalgesellschaften in Form von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung errichten.“ 
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§ 40 Abs. 3: 
(3) Die AMA kann personenbezogene Daten gemäß den Abs. 1 und 2 auch 

Abnehmern im Sinne des Art. 9 lit. e der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates 
vom 28. November 1992 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor 
(ABl. Nr. L 405 vom 31. Dezember 1992, S 1) übermitteln, soweit dies zur 
Vollziehung der Aufgaben, die auf Grund dieses Bundesgesetzes oder auf Grund 
anderer Rechtsvorschriften diesen Abnehmern übertragen wurden, eine wesentliche 
Voraussetzung bildet 

36. In § 40 Abs. 3 wird die Wortfolge „Abnehmern im Sinne des Art. 9 
lit. e der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 des Rates vom 28. November 
1992 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milchsektor 
(ABl. Nr. L 405 vom 31. Dezember 1992, S. 1)“ durch die Wortfolge 
„Abnehmern im Sinne des Art. 5 lit. e der Verordnung (EG) 
Nr. 1788/2003“ ersetzt 

 37. Dem § 40 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt: 
„(7) Der AMA sind personenbezogene Daten, die im Rahmen des 

Veterinärinformationssystems (VIS) gemäß § 3 Tierkennzeichnungs- 
und Registrierungsverordnung 2005, BGBl. II Nr. 210, erstellt wurden, 
zu übermitteln, soweit diese Daten eine wesentliche Voraussetzung für 
die Vollziehung der ihr übertragenen Aufgaben bilden. 

(8) Daten, die von der AMA im Rahmen der Vollziehung von ihr 
gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 übertragenen Aufgaben ermittelt und verarbeitet 
werden, dürfen im Rahmen der Durchführung der 
Klassifizierungssysteme innerhalb der AMA und mit den von den 
zugelassenen Klassifizierungsdiensten erhobenen Daten zum Zwecke des 
wechselweisen Datenabgleichs übermittelt werden.“ 

 38. § 43 Abs. 1 wird nach der Z 13 anstelle des Punktes ein Beistrich 
gesetzt und es werden folgende Z 14 bis 16 eingefügt: 
 „14. (Verfassungsbestimmung) hinsichtlich des § 1 in der Fassung 

des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2007 mit 1. Juli 2007, 
 15. hinsichtlich des § 4 Abs. 1, § 11 Abs. 1 Z 1, 7, 8, 9, 11 und 12, 

des Entfalls von § 12 Z 14, des Entfalls der §§ 15 und 16, des 
§ 19 Abs. 4 und 5, des Entfalls von § 19a, des § 20 Abs. 1 und 4, 
des § 21a Z 1, des § 21b Z 3, 8 und 16, des § 21c Z 9, des § 21d 
Abs. 1, 1a, 2 und 4, des § 21e Abs. 1 Z 3, 6 und 9, des § 21g 
Abs. 1 und 3, des § 21l Abs. 2a, des § 25 Abs. 1, des § 29 Abs. 3 
und 4, des § 31 Abs. 1 und 3, des § 39a und des § 40 Abs. 3 und 
7 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2007 mit 
1. Juli 2007, 
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 16. hinsichtlich des § 21d Abs. 3 und des § 22 Abs. 3 und 4 in der 

Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2007 mit 
1. Jänner 2008“ 

  

Artikel 4 Artikel 4 
Weingesetz 1999 Weingesetz 1999 

§ 21 Abs. 3 Z 1 lit. h: § 21 Abs. 3 Z 1 lit h: 
 h) Donauland: 

 der politische Bezirk Tulln ausgenommen die Gemeinde Sitzenberg-
Reidling und der Gerichtsbezirk Klosterneuburg; 

 h) Wagram: 
 der politische Bezirk Tulln, ausgenommen die Gemeinde 
Sitzenberg-Reidling, die Gemeinde Stetteldorf am Wagram und 
der Gerichtsbezirk Klosterneuburg; 

§ 21 Abs. 3 Z 1 lit. l: § 21 Abs. 3 Z 1 lit. l: 
 l) Weinviertel: 

die politischen Bezirke Gänserndorf, Korneuburg, Mistelbach, Hollabrunn 
und Horn; 

 l) Weinviertel: 
die politischen Bezirke Gänserndorf, Korneuburg, 
ausgenommen die Gemeinde Stetteldorf am Wagram, 
Mistelbach, Hollabrunn und Horn; 

§ 27. § 27 Abs. 3 und 4 entfallen. 
(3) Die Angabe von Rebsorten ist bei Landwein und bei Qualitätswein unter 

folgenden Voraussetzungen zulässig: 
 1. die Angabe des Namens einer Rebsorte, sofern das Erzeugnis nach Abzug 

der Menge der Erzeugnisse, die gegebenenfalls zum Süßen verwendet 
wurden, zu mindestens 85 % aus Trauben der Sorte gewonnen wurde, deren 
Angabe vorgesehen ist und diese die Art des Erzeugnisses bestimmt; 

 2. die Angabe des Namens zweier Rebsorten für ein und denselben Wein, 
sofern dieser nach Abzug der Menge der Erzeugnisse, die gegebenenfalls 
zum Süßen verwendet wurden, vollständig aus den angegebenen Sorten 
gewonnen wurde; die Rebsorten sind mit gleicher Schriftgröße und nach 
ihrem Mengenanteil in absteigender Reihenfolge anzugeben. 

 

(4) Die Angabe eines Jahrganges ist bei Landwein und bei Qualitätswein 
zulässig, sofern der Wein nach Abzug der Menge der Erzeugnisse, die 
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gegebenenfalls zum Süßen verwendet werden, zu mindestens 85 % aus Trauben 
gewonnen wurde, die in dem Jahr geerntet wurden, dessen Angabe vorgesehen ist. 

  

Artikel 5 Artikel 5 

Forstgesetz 1975 Forstgesetz 1975 
§ 18. (1) ... § 18. (1) ... 
(2) In der die Ersatzleistung betreffenden Vorschreibung ist der Rodungswerber 

im Interesse der Wiederherstellung der durch die Rodung entfallenden Wirkungen 
des Waldes zur Aufforstung einer Nichtwaldfläche (Ersatzaufforstung) oder zu 
Maßnahmen zur Verbesserung des Waldzustandes zu verpflichten. Die 
Vorschreibung kann auch dahin lauten, dass der Rodungswerber die 
Ersatzaufforstung oder die Maßnahmen zur Verbesserung des Waldzustands auf 
Grundflächen eines anderen Grundeigentümers in der näheren Umgebung der 
Rodungsfläche auf Grund einer nachweisbar getroffenen Vereinbarung 
durchzuführen hat. 

(2) In der die Ersatzleistung betreffenden Vorschreibung ist der 
Rodungswerber im Interesse der Wiederherstellung der durch die 
Rodung entfallenden Wirkungen des Waldes zur Aufforstung einer 
Nichtwaldfläche (Ersatzaufforstung) oder zu Maßnahmen zur 
Verbesserung des Waldzustandes zu verpflichten. Die Vorschreibung 
kann auch dahin lauten, dass der Rodungswerber die Ersatzaufforstung 
oder die Maßnahmen zur Verbesserung des Waldzustands auf 
Grundflächen eines anderen Grundeigentümers in der näheren 
Umgebung der Rodungsfläche auf Grund einer nachweisbar getroffenen 
Vereinbarung durchzuführen hat. Kann eine Vereinbarung zum 
Zeitpunkt der Erteilung der Rodungsbewilligung nicht nachgewiesen 
werden, ist die Vorschreibung einer Ersatzleistung mit der Wirkung 
möglich, dass die bewilligte Rodung erst durchgeführt werden darf, 
wenn der Inhaber der Rodungsbewilligung die schriftliche Vereinbarung 
mit dem Grundeigentümer über die Durchführung der Ersatzleistung der 
Behörde nachgewiesen hat. 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
§ 104. (1) bis (3) ... § 104. (1) bis (3) ... 
(4) Forstorgane müssen österreichische Staatsbürger sein und, soweit nicht 

§ 109 anzuwenden ist, die nach § 105 vorgeschriebene Ausbildung nachweisen.  
Angehörige einer sonstigen Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum sind - soweit es sich nicht um die Betrauung mit den Funktionen 
eines Forstschutzorganes gemäß § 110 handelt - österreichischen Staatbürgern 
gleichgestellt. 

(4) Forstorgane müssen österreichische Staatsbürger sein und, 
soweit nicht § 109 anzuwenden ist, die nach § 105 vorgeschriebene 
Ausbildung nachweisen. Den österreichischen Staatsbürgern sind – 
soweit es sich nicht um die Betrauung mit den Funktionen eines 
Forstschutzorgans gemäß § 110 handelt – gleichgestellt 

  1. Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
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(Unionsbürger) oder 

  2. Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder 

  3. Staatsangehörige der Schweiz oder 

  4. Fremde, die über einen Aufenthaltstitel mit unbefristetem 
Niederlassungsrecht gemäß den §§ 45, 48 oder 81 Abs. 2 des 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes, BGBl. I Nr. 100/2005, 
verfügen 

(5) ... (5) ... 
§ 106. (1) bis (2) ... § 106. (1) bis (2) ... 
(3) Für die Zulassung zur Staatsprüfung für den leitenden Forstdienst hat der 

Prüfungswerber nachzuweisen: 
(3) Für die Zulassung zur Staatsprüfung für den leitenden 

Forstdienst hat der Prüfungswerber nachzuweisen 
 1. die erfolgreiche Vollendung der Ausbildung nach § 105 Abs. 1 Z 1 oder 2 

und 
 1. die erfolgreiche Vollendung der Ausbildung nach § 105 Abs. 1 

Z 1 oder 2 oder einer diesen Ausbildungen nach § 109 Abs. 3 als 
entsprechend anerkannten Berufsqualifikationen und 

 2. ...  2. ... 
(4) bis (5) ... (4) bis (5) ... 

Anerkennung ausländischer Prüfungszeugnisse Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
§ 109. (1) bis (2) ... § 109. (1) bis (2) ... 
(3) Eine durch Angehörige von Vertragsparteien des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum im Heimat- oder Herkunftmitgliedstaat erfolgreich 
abgelegte fachliche Prüfung hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft als der Staatsprüfung für den leitenden Forstdienst 
gleichgestellt anzuerkennen, wenn die Ausbildung im Heimat- oder 
Herkunftmitgliedstaat der österreichischen Ausbildung für Forstorgane zumindest 
gleichzuhalten ist. 

(3) Staatsangehörigen nach § 104 Abs. 4 Z 1 bis 4 ist auf Antrag der 
Zugang zu einem Beruf nach § 105 Abs. 1 Z 1 bis 5 oder dessen 
Ausübung durch Anerkennung der in diesen Staaten (Herkunftsstaat) 
erworbenen Berufsqualifikationen mittels Bescheid des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach den 
Voraussetzungen der Abs. 4 bis 7 zu gestatten oder erforderlichenfalls 
von der Erbringung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 109a abhängig zu 
machen oder anderenfalls zu versagen. 

 (4) Der Antragsteller hat, wenn der Zugang oder die Ausübung des 
entsprechenden Berufs im Herkunftsstaat 

  1. reglementiert ist, die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise 
zu erbringen, die im Herkunftsstaat für die Aufnahme oder 
Ausübung dieses Berufs erforderlich sind; 
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  2. nicht reglementiert ist, nachzuweisen, dass er diesen Beruf 

vollzeitlich zwei Jahre lang in den der Antragstellung 
vorhergehenden zehn Jahren ausgeübt hat und im Besitz eines 
oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist. 

 Weiters hat die Person, deren Berufsqualifikationen anerkannt werden, 
über die Kenntnisse der deutschen Sprache zu verfügen, die für die 
Ausübung des die Anerkennung betreffenden Berufes erforderlich sind. 
Als derselbe Beruf gilt der Beruf, für den der Antragsteller im 
Herkunftsstaat qualifiziert ist, wenn die Tätigkeiten, die er umfasst, 
vergleichbar sind. 

 (5) Die zweijährige Berufserfahrung nach Abs. 4 Z 2 darf nicht 
gefordert werden, wenn durch die vom Antragsteller vorgelegten 
Ausbildungsnachweise der Abschluss einer reglementierten Ausbildung 
im Sinne des Art. 3 Abs. 1 lit. e der Richtlinie 2005/36/EG mit den 
Qualifikationsniveaus im Sinne des Art. 11 lit. b bis e dieser Richtlinie 
nachgewiesen wird. 

 (6) Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise im Sinne des Abs. 4 
Z 1 und 2 müssen 

  1. von einer zuständigen Behörde des Herkunftsstaates ausgestellt 
sein, 

  2. bescheinigen, dass zumindest folgende Berufsqualifikationen 
erfolgreich abgeschlossen wurden 

  a) im Falle der Berufe Forstassistent oder Forstwirt eine 
Ausbildung im Sinne des Art. 11 lit. d der Richtlinie 
2005/36/EG, 

  b) im Falle des Berufs Förster eine Ausbildung im Sinne des 
Art. 11 lit. b der Richtlinie 2005/36/EG, 

  c) im Falle des Berufs Forstadjunkt eine Ausbildung im Sinne 
des Art. 11 lit. a der Richtlinie 2005/36/EG, 

  d) im Falle des Berufs Forstwart eine Ausbildung, die sich nicht 
wesentlich von der Ausbildung nach § 105 Abs. 1 Z 5 
unterscheidet, und 

  3. im Fall des Abs. 4 Z 2 bescheinigen, dass der Inhaber auf die 
Ausübung des betreffenden Berufs vorbereitet wurde 
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(7) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat dem Zulassungswerber mit Bescheid den Zugang zu den 
genannten Forstberufen nach Maßgabe des Ergebnisses der schriftlichen Bewertung 
zu gewähren oder zu versagen. 

(7) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat dem Antragsteller 

  1. binnen eines Monats den Empfang der Unterlagen zu bestätigen 
oder gegebenenfalls die Behebung der Mängel aufzutragen und 

  2. spätestens innerhalb von vier Monaten ab Einlangen der 
vollständigen Unterlagen den Bescheid nach Abs. 3 zu erlassen 

 Ausgleichsmaßnahmen 
(4) Angehörige jener Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum, in denen die Ausbildung für Forstorgane der österreichischen 
Ausbildung nicht gleichzuhalten ist, haben 

(1) Im Bescheid nach § 109 Abs. 3 ist die Anerkennung der 
Berufsqualifikationen davon abhängig zu machen, dass der Antragsteller 
wahlweise erfolgreich einen Anpassungslehrgang absolviert oder eine 
Eignungsprüfung ablegt, wenn 

 1. den Nachweis zu erbringen, dass die im Rahmen ihrer Berufserfahrung
 erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede der Ausbildungen 
ausgleichen oder 

 1. die Ausbildungsdauer, die der Antragsteller durch die 
Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise nach § 109 Abs. 6 
bescheinigt, mindestens ein Jahr unter der jeweiligen nach § 105 
Abs. 1 geforderten Ausbildungsdauer liegt, oder 

 2. wahlweise einen Anpassungslehrgang unter Verantwortung eines leitenden 
Forstorgans zu absolvieren oder eine Eignungsprüfung im Sinne des Abs. 2 
abzulegen, wobei die im Herkunftsmitgliedstaat erworbenen einschlägigen 
Kenntnisse und beruflichen Qualifikationen zu berücksichtigen sind. 

 2. die bisherige Ausbildung des Antragstellers sich auf Fächer 
bezieht, die sich hinsichtlich Dauer oder Inhalt wesentlich von 
denen der jeweiligen Ausbildung nach § 105 Abs. 1 
unterscheiden, oder 

  3. der reglementierte Beruf im Herkunftsstaat berufliche 
Tätigkeiten nicht umfasst, die Bestandteil eines Berufs nach 
§ 105 Abs. 1 Z 1 bis 5 sind, und dieser Unterschied in einer 
besonderen inländischen Ausbildung und der Verschiedenheit 
der Fächer im Sinne der Z 2 besteht 

 (2) Bei der Vorschreibung eines Anpassungslehrganges oder einer 
Eignungsprüfung ist die Verhältnismäßigkeit zu wahren. Insbesondere ist 
zuvor auch zu prüfen, ob durch die im Rahmen der Berufserfahrung 
erworbenen Kenntnisse die Unterschiede der Ausbildungen nach Abs. 1 
Z 2 oder 3 ganz oder teilweise ausgeglichen werden können. 

(5) Der Anpassungslehrgang ist als praktische Tätigkeit nach Maßgabe des 
§ 106 Abs. 3 Z 2 zu absolvieren 

(3) Der Anpassungslehrgang ist als praktische Tätigkeit auf für die 
Ausübung des die Anerkennung betreffenden Berufs maßgeblichen 
Gebieten unter der Verantwortung eines leitenden Forstorgans im Fall 
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des Berufes 

  1. Forstwirt oder Förster bis zu einer Dauer von zwei Jahren, 

  2. Forstassistent bis zu einer Dauer von 1½ Jahren, 

  3. Forstadjunkt bis zu einer Dauer von einem Jahr, 

  4. Forstwart bis zu einer Dauer von drei Monaten, 

 gegebenenfalls samt einer damit einhergehenden Zusatzausbildung, 
vorzuschreiben. Betrifft die Anerkennung den Beruf des Forstwirts und 
des Forstassistenten, muss das verantwortliche leitende Forstorgan ein 
Forstwirt sein, anderenfalls kann dies ein Forstwirt oder Förster sein. 

(6) Nach Vollendung des Anpassungslehrganges ist durch das verantwortliche 
leitende Forstorgan unverzüglich eine schriftliche Bewertung der Tätigkeit des 
Zulassungswerbers vorzunehmen, welche genaue Ausführungen über die Eignung 
des Zulassungswerbers zur Berufsausübung beinhalten muß und zu begründen ist. 

(4) Nach Vollendung des Anpassungslehrganges ist durch das 
verantwortliche leitende Forstorgan unverzüglich eine schriftliche 
Beurteilung der Tätigkeit des Antragstellers vorzunehmen, welche 
genaue Ausführungen über die Eignung des Antragstellers zur 
Berufsausübung beinhalten muss und zu begründen ist. Der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat auf Grund dieser Beurteilung und der Ergebnisse 
der Zusatzausbildung den Erfolg des Antragstellers zu bewerten. 

 (5) Bei der Eignungsprüfung sind die beruflichen Qualifikationen 
des Antragstellers zu berücksichtigen und hat sich diese auf Sachgebiete 
zu erstrecken, 

  1. deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die 
Ausübung des jeweiligen Berufs nach § 105 Abs. 1 ist und 

  2. die durch die Ausbildung des Antragstellers im Vergleich mit 
der nach § 105 Abs. 1 jeweils geforderten Ausbildung nicht 
abgedeckt werden. 

 (6) Die Eignungsprüfung ist für die Berufe 
  1. Forstwirt und Forstassistent vor dem Prüfungssenat der 

Staatsprüfungskommission für den höheren Forstdienst, 
  2. Förster, Forstadjunkt und Forstwart vor dem Prüfungssenat der 

Staatsprüfungskommission für den Försterdienst 
 abzulegen. 

 (7) Die Prüfung kann zu den jeweiligen Terminen der Staatsprüfung 
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für den leitenden Forstdienst abgelegt werden. Der Prüfungswerber hat 
spätestens zwei Monate zuvor den beabsichtigten Prüfungsantritt dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft schriftlich mitzuteilen. Spätestens vier Wochen vor 
dem angesetzten Prüfungstermin ist der Prüfungswerber unter Angabe 
von Ort und Beginn der Prüfung zu laden. Der Prüfungswerber hat dem 
Vorsitzenden des Prüfungssenates vor Beginn der Prüfung den Nachweis 
der Identität zu erbringen und den Bescheid nach § 109 Abs. 3 
vorzulegen. Wurde die Prüfung bestanden, ist dem Prüfungskandidaten 
ein Zeugnis auszustellen, anderenfalls ist ihm die negative Beurteilung 
mitzuteilen. Die Prüfung kann zweimal wiederholt werden. Über den 
Prüfungsvorgang ist eine Niederschrift abzufassen. 

 Dienstleistungsfreiheit 
 § 109b. (1) Unbeschadet sonstiger bundes- oder landesrechtlicher 

sowie spezifischer gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften gelten die 
folgende Absätze für den Fall, dass sich ein Staatsangehöriger nach 
§ 104 Abs. 4 Z 1 zur vorübergehenden und gelegentlichen Erbringung 
von Dienstleistungen, die Tätigkeiten der Berufe nach § 105 Abs. 1 Z 1 
bis 5 umfassen, nach Österreich begibt. Der vorübergehende und 
gelegentliche Charakter der Erbringung von Dienstleistungen bestimmt 
sich für den Einzelfall insbesondere nach der Dauer, Häufigkeit, 
regelmäßigen Wiederkehr und Kontinuität der Dienstleistung. 

 (2) Die in Abs. 1 genannten Dienstleistungen können auf Grund der 
Berufsqualifikationen nicht eingeschränkt werden, wenn der 
Dienstleister 

  1. zur Ausübung desselben Berufs rechtmäßig in einem der in 
§ 104 Abs. 4 Z 1 genannten Staaten niedergelassen ist 
(Niederlassungsstaat) und 

  2. diesen Beruf im Niederlassungsstaat in den vorhergehenden 
zehn Jahren mindestens zwei Jahre ausgeübt hat, sofern der 
Beruf oder die Ausbildung im Niederlassungsstaat nicht 
reglementiert ist. 

 (3) Der Dienstleister hat dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vor der erstmaligen mit 
einem Aufenthalt in Österreich verbundenen Dienstleistung schriftlich 
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Einzelheiten eines Versicherungsschutzes oder einer anderen Art des 
individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die 
Berufshaftpflicht zu melden. Diese Meldung jährlich zu erneuern, wenn 
der Dienstleister im betreffenden Jahr beabsichtigt, Dienstleistungen im 
Sinne des Abs. 1 zu erbringen. In den Fällen der erstmaligen Erbringung 
von Dienstleistungen oder bei einer wesentlichen Änderung der durch 
die nachfolgend angeführten Dokumente bescheinigten Situation, sind 
der Meldung beizufügen: 

  1. der Nachweis über die Staatsangehörigkeit des Dienstleisters, 

  2. eine Bescheinigung, dass der Dienstleister im 
Niederlassungsstaat rechtmäßig zur Ausübung der betreffenden 
Tätigkeiten niedergelassen ist und ihm diese Tätigkeit nicht 
dauernd oder vorübergehend untersagt ist, 

  3. ein Berufsqualifikationsnachweis und 

  4. gegebenenfalls der Nachweis der Berufsausübung im Sinne des 
Abs. 2 Z 2. 

  5. Zeiten und Orte der voraussichtlichen Dienstleistungen und 

  6. Arten der Dienstleistungstätigkeit. 

 (4) Die Dienstleistung ist unter der Berufsbezeichnung des 
Niederlassungsstaates zu erbringen, sofern eine solche existiert. Die 
Berufsbezeichnung ist in der Amtssprache des Niederlassungsstaates und 
in der Form zu führen, dass keine Verwechslung mit der jeweiligen 
Berufsbezeichnung nach § 105 Abs. 1 möglich ist. Anderenfalls hat der 
Dienstleister den Ausbildungsnachweis in der Amtssprache des 
Niederlassungsstaates anzugeben. 

 (5) Sollen Dienstleistungstätigkeiten erstmalig erbracht werden, die 
die öffentliche Gesundheit und Sicherheit berühren können, wie 
insbesondere die Planung oder Bauaufsicht bei Bringungsanlagen, darf 
die Erbringung der Dienstleistung erst erfolgen, wenn der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft eine Nachprüfung der Berufsqualifikationen des 
Dienstleisters nach den Bestimmungen der Abs. 6 bis 8 durchgeführt und 
die Dienstleistung erlaubt hat oder auf eine Nachprüfung verzichtet hat 
oder sich verschwiegen hat. 
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 (6) Die Nachprüfung hat sich darauf zu beschränken, die 

schwerwiegende Beeinträchtigung der öffentlichen Gesundheit oder 
Sicherheit auf Grund der Berufsqualifikationen des Dienstleisters zu 
verhindern. 

 (7) Ergibt die Nachprüfung, dass ein wesentlicher und der 
öffentlichen Gesundheit und Sicherheit abträglicher Unterschied 
zwischen den Berufsqualifikationen des Dienstleisters zu den jeweiligen 
Ausbildungen nach § 105 Abs. 1 besteht, ist dem Dienstleister durch die 
Vorschreibung einer bei erfolgreicher Absolvierung in weniger als einem 
Monat erfüllbaren Eignungsprüfung oder einer anderen geeigneten 
Ausgleichsmaßnahme zu ermöglichen, die fehlenden Kenntnisse und 
Fähigkeiten nachzuweisen. 

 (8) Die Entscheidung über die Nachprüfung oder die Mitteilung, 
dass keine solche durchgeführt wird, soll binnen eines Monats nach 
Eingang der vollständigen Meldung gemäß Abs. 3 erfolgen. Ist innerhalb 
dieses Zeitraums eine Entscheidung nicht möglich, ist der Grund der 
Verzögerung dem Dienstleister mitzuteilen. Die Entscheidung hat 
spätestens binnen zwei Monaten zu ergehen. Erfolgt die Mitteilung oder 
die Entscheidung nicht innerhalb dieser Fristen, darf die Dienstleistung 
erbracht werden. 

 (9) Der Dienstleister hat den Dienstleistungsempfänger im Fall, 
dass die Dienstleistung unter der Berufsbezeichnung des 
Niederlassungsstaates oder auf der Grundlage des 
Ausbildungsnachweises des Dienstleisters erbracht wird, über 

  1. die Eintragung in einem Handelsregister oder ein ähnliches 
öffentliches Register, bestehend aus Nummer oder gleichwertige 
Identifikationsangabe und Registerbezeichnung, sofern eine 
solche vorhanden ist, 

  2. den Namen und die Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde, 
sofern die Tätigkeit im Niederlassungsstaat zulassungspflichtig 
ist, 

  3. die Berufskammer oder vergleichbare Organisationen, denen der 
Dienstleister angehört, 

  4. die Berufsbezeichnung oder, sofern eine solche nicht existiert, 
den Ausbildungsnachweis des Dienstleisters und den 
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Mitgliedstaat, der die Berufsbezeichnung verliehen oder den 
Ausbildungsnachweis ausgestellt hat, 

  5. die Umsatzsteueridentifikationsnummer und 

  6. Einzelheiten des Versicherungsschutzes oder einer anderen Art 
des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die 
Berufshaftpflicht 

 zu informieren. 
§ 117. (1) Zum Zwecke der Ausbildung von weiterem Forstpersonal hat der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
namens des Bundes im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und 
dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur eine Forstfachschule 
(kurz Fachschule) zu errichten und zu erhalten. Die Fachschule ist eine 
berufsbildende Schule mit einer Schulstufe. 

§ 117. (1) Zum Zwecke der Ausbildung von weiterem Forstpersonal 
hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft namens des Bundes im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen und dem Bundesminister für Unterricht, 
Kunst und Kultur eine Forstfachschule (kurz Fachschule) zu errichten 
und zu erhalten. Die Fachschule ist eine berufsbildende Schule mit einer 
Schulstufe 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
§ 119. (1) ... § 119. (1) ... 
(2) Den Lehrplan hat der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft durch Verordnung festzusetzen, wobei als Pflichtgegenstände 
vorzusehen sind: 

(2) Den Lehrplan hat der Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Kultur  im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch Verordnung 
festzusetzen, wobei als Pflichtgegenstände vorzusehen sind: 

 a) bis d) ...  a) bis d) ... 
§ 122. (1) Die Fachschule ist dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur, soweit es sich jedoch um die Schulerhaltung sowie um 
Dienstrechtsangelegenheiten der Lehrer handelt, dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, unmittelbar unterstellt. 

§ 122. (1) Die Fachschule ist dem Bundesminister für Unterricht, 
Kunst und Kultur, soweit es sich jedoch um die Schulerhaltung sowie um 
Dienstrechtsangelegenheiten der Lehrer handelt, dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, unmittelbar 
unterstellt. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
§ 179. (1) bis (6) ... § 179. (1) bis (6) ... 
 (7) § 104 Abs. 4, § 106 Abs. 3 Z 1, § 109 Abs. 3 bis 7, § 109a, 

§ 109b und § 183b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2007 treten mit 20. Oktober 2007 in Kraft. 

 Bezugnahme auf Gemeinschaftsrecht 
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 § 183b. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der 

Europäischen Gemeinschaft umgesetzt 
  1. Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005 S. 22, in 
der Fassung der Richtlinie 2006/100/EG, ABl. Nr. L 363 vom 
20.12.2006 S. 141, 

  2. Richtlinie 2003/109/EG betreffend die Rechtsstellung der 
langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen, ABl. 
Nr. L 16 vom 23.1.2004 S. 44. 

§ 185. (1) ... § 185. (1) ... 
 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 
 5. Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur hinsichtlich des § 117 

Abs. 1; 
 5. Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur hinsichtlich 

des § 117 Abs. 1; 
 6. ...  6. ... 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
(5) Mit der Vollziehung des § 117 Abs. 3 und 4, der §§ 118 bis 121, des § 122 

Abs. 1, soweit er sich nicht auf die Schulerhaltung sowie die 
Dienstrechtsangelegenheiten der Lehrer bezieht, des § 122 Abs. 2 und 3 ist der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur, hinsichtlich des § 119 Abs. 2 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft, betraut. 

(5) Mit der Vollziehung des § 117 Abs. 3 und 4, der §§ 118 bis 121, 
des § 122 Abs. 1, soweit er sich nicht auf die Schulerhaltung sowie die 
Dienstrechtsangelegenheiten der Lehrer bezieht, des § 122 Abs. 2 und 3 
ist der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur, hinsichtlich des 
§ 119 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, betraut. 

(6) Mit der Vollziehung der §§ 18 bis 20, 81 Abs. 1 lit. b, 82 Abs. 3 lit. d, 85 bis 
88 und 90 bis 92 ist, soweit es sich um Wald handelt, der für Eisenbahnanlagen in 
Anspruch genommen werden soll, der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. Dieser hat dabei auf die 
gesamten Auswirkungen der geplanten Anlage Bedacht zu nehmen. 

(6) Mit der Vollziehung der §§ 17 bis 20, 81 Abs. 1 lit. b, 82 Abs. 3 
lit. d, 85 bis 88 und 90 bis 92 ist, soweit es sich um Wald handelt, der für 
Eisenbahnanlagen in Anspruch genommen werden soll, der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. Dieser hat dabei auf die gesamten 
Auswirkungen der geplanten Anlage Bedacht zu nehmen. 
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Artikel 6 Artikel 6 

Pflanzenschutzmittelgesetz 1997 
Pflanzenschutzmittelgesetz 1997 

 
§ 2 Abs. 10: 

(10) „Inverkehrbringen“ ist das Lagern und Vorrätighalten zum 
Zwecke des Verkaufs oder der sonstigen Abgabe an andere, das 
Feilhalten, das Verkaufen und jedes sonstige Überlassen an andere – 
insbesondere auch die Abgabe in Genossenschaften, Vereinen oder 
sonstigen Vereinigungen an deren Mitglieder – sowie die Einfuhr aus 
Drittländern. 

§ 11 Abs. 2 Z 1: § 11 Abs. 2 Z 1 und 2 
(2) Ein Pflanzenschutzmittel ist mit einem Referenzprodukt identisch, wenn es 

 1. insofern denselben Ursprung wie das Referenzprodukt hat, als es von 
demselben Unternehmen oder einem verbundenen Unternehmen oder in 
Lizenz nach derselben Formel hergestellt wurde, 

 2. insofern den gleichen Wirkstoff enthält, als er von demselben Unternehmen 
oder einem verbundenen Unternehmen oder in Lizenz mit derselben 
Spezifikation wie der in der Formulierung des Referenzprodukts enthaltene 
Wirkstoff hergestellt wurde, und 

 3. ansonsten mit diesem in der Zusammensetzung insofern übereinstimmt, als 
Abweichungen offensichtlich keinen Einfluss auf die Qualität, Wirkungen 
und Sicherheit des Pflanzenschutzmittels haben, wobei die für die 
Anwendung des Pflanzenschutzmittels relevanten Bedingungen in Bezug auf 
Landwirtschaft, Pflanzenschutz und Umwelt – einschließlich der 
Witterungsverhältnisse – zu berücksichtigen sind. 

(2) Ein Pflanzenschutzmittel ist mit einem Referenzprodukt 
identisch, wenn es 
 1. insofern den gleichen Wirkstoff enthält, als er von demselben 

Unternehmen oder einem verbundenen Unternehmen oder in 
Lizenz mit derselben Spezifikation wie der in der Formulierung 
des Referenzprodukts enthaltene Wirkstoff hergestellt wurde, 
und 

 2. ansonsten mit diesem in der Zusammensetzung insofern 
übereinstimmt, als Abweichungen offensichtlich keinen Einfluss 
auf die Qualität, Wirkungen und Sicherheit des 
Pflanzenschutzmittels haben, wobei die für die Anwendung des 
Pflanzenschutzmittels relevanten Bedingungen in Bezug auf 
Landwirtschaft, Pflanzenschutz und Umwelt – einschließlich der 
Witterungsverhältnisse – zu berücksichtigen sind. 
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§ 34 Abs. 4: 
(4) Wer gemäß Abs. 1 verantwortlich ist, kann die Rechtsfolgen von sich 

abwenden, indem er der Bezirksverwaltungsbehörde nach Aufforderung binnen einer 
Frist von höchstens einer Woche den Namen und die Anschrift seines inländischen 
Lieferanten oder eines inländischen Vorlieferanten bekanntgibt. Dies gilt jedoch 
soweit nicht, als er über die nach diesem Bundesgesetz maßgeblichen Umstände und 
Tatsachen Bescheid wußte oder hätte wissen müssen. 

§ 34 Abs. 4: 
(4) Das Bundesamt für Ernährungssicherheit hat Parteistellung 

einschließlich Rechtsmittelbefugnis in Verfahren nach diesem 
Bundesgesetz, die vor den Bezirksverwaltungsbehörden oder 
unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern durchgeführt 
werden. Die Bescheide sind dem Bundesamt für Ernährungssicherheit 
zuzustellen. Dem Bundesamt für Ernährungssicherheit steht das Recht 
auf Erhebung der Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu. 
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